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Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N 

Bau- und Umweltausschuss Selmsdorf der 
Gemeinde Selmsdorf (Vorberatung)  Ö 

Gemeindevertretung Selmsdorf (Entscheidung)  Ö 
 
Sachverhalt 
Die Gemeindevertretung hat am 13. April 2023 den Erneuten Entwurf II des 
Bebauungsplanes Nr. 18 gebilligt und die öffentliche Auslegung beschlossen. Zwischen dem 
15. Mai 2023 und dem 22. Juni 2023 wurde daraufhin die Öffentlichkeits- und 
Behördenbeteiligung durchgeführt. 
Die abgegebenen Stellungnahmen wurden im Rahmen der Abwägung behandelt (siehe 
Anlagen). Von Seiten der Öffentlichkeit wurden Stellungnahmen abgegeben, die sich 
überwiegend grundsätzlich gegen den Betrieb der Deponie am Standort wenden, jedoch 
fachlich nicht auf den Bebauungsplan Nr. 18 beziehen. Aus den privaten Stellungnahmen 
ergeben sich keine Änderungen der Planung. 
 
Beschlussvorschlag 

 
1. Die Gemeindevertretung hat die während der Beteiligung der berührten Behörden 

und sonstigen Träger öffentlicher Belange, der Nachbargemeinden sowie die privat 
vorgebrachten Stellungnahmen mit folgendem Ergebnis geprüft: siehe Anlagen. Die 
Anlagen sind Bestandteil des Beschlusses. 
 

2. Der Bürgermeister wird beauftragt, den Einwendern das Abwägungsergebnis 
mitzuteilen. 

 
Finanzielle Auswirkungen 
Kosten des Planverfahrens sind anteilig durch Gemeinde und IAG gemäß vertraglicher 
Grundlagen zu tragen.  
 

Anlage/n 
1 Selmsdorf B 18_Abwägung 2023_1_TÖB (öffentlich) 

 
2 Selmsdorf B 18_Abwägung 2023_2_Privat (öffentlich) 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt die Ausführungen zu den Beurtei-
lungsgrundlagen zur Kenntnis. 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt die Ausführungen zu den vorgelegten 
Unterlagen und den Planungszielen zur Kenntnis. 
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Die Auflistung der geplanten Zweckbestimmungen am Standort wird 
zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Die Gemeinde Selmsdorf bestätigt, dass die Errichtung von Windener-
gieanlagen innerhalb des Bebauungsplanes Nr. 18 nicht zulässig ist. 
 
 
 
Die Ausführungen zur parallel aufgestellten 10. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes der Gemeinde Selmsdorf werden zur Kenntnis 
genommen. Zum Zeitpunkt dieser Abwägung liegt der Gemeinde be-
reits die Genehmigung der 10. Änderung des Flächennutzungsplanes 
vor. Durch Bekanntmachung wurde die Änderung am 27.10.2023 wirk-
sam. 
 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass dem Vorhaben mit 
landesplanerischer Stellungnahme vom 19.03.2020 zugestimmt wurde 
und die Zustimmung weiter fort gilt. 
 
Es wird weiterhin zur Kenntnis genommen, dass das Vorhaben mit den 
Zielen und Grundsätzen der Raumordnung und Landesplanung ver-
einbar sind. 
 
Der abschließende Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die Gemeinde Selmsdorf übersendet dem Amt für Raumordnung und 
Landesplanung Westmecklenburg ein Exemplar des rechtskräftigen 
Bebauungsplanes Nr. 18. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt die Ausführungen zu den vorgelegten 
Unterlagen zur Kenntnis, 
 
 
 
 
Die Auflistung der beteiligten Fachdienste und Fachgruppen wird zur 
Kenntnis genommen. 

Seite 5 von 186



 

Stellungnahme Behörde/TÖB/Nachbargemeinde/Bürger        Abwägung der Gemeinde Selmsdorf 

 4 

 

 
Die Stellungnahmen werden nachfolgend behandelt 
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Fachdienst Bauordnung und Planung 
 
Bauleitplanung 
 
Zu I.: Die Ausführungen zu den Planinhalten werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die bisherigen Stellungnahmen 
weiter fortgelten. Diese werden nachfolgend (S. 17ff.) in die Abwägung 
eingestellt. 
 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass die 10. Änderung 
des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Selmsdorf genehmigt wer-
den muss, um den Bebauungsplan in Kraft setzen zu können. Zum 
Zeitpunkt dieser Abwägung liegt der Gemeinde bereits die Genehmi-
gung der 10. Änderung des Flächennutzungsplanes vor. Durch Be-
kanntmachung wurde die Änderung am 27.10.2023 wirksam. 
 
Zu II.: Es wird zur Kenntnis genommen, dass bzgl. der Verfahrensver-
merke, Rechtsgrundlagen und der Präambel keine Anmerkungen vor-
getragen werden. 
 
Zu III.: Der Hinweis zur Planzeichnung wird zur Kenntnis genommen. 
Aufgrund der eingegangenen Stellungnahme des Forstamtes Greves-
mühlen vom 13.06.2023 sind die Baugrenzen anzupassen, sodass es 
keine Überschneidungsbereiche mit dem gesetzlichen Waldabstand 
gibt.  
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass zur Planzeichenerklärung keine 
Anmerkungen vorgetragen werden. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass zum Teil B – Text keine An-
merkungen vorgetragen werden. 
 
Zu IV.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Begründung 
wird zum Satzungsbeschluss entsprechend um Angaben zur TÖB-
Beteiligung ergänzt. 
 
Untere Denkmalschutzbehörde 
 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass aus Sicht der unte-
ren Denkmalschutzbehörde an den vorgelegten Unterlagen keine Än-
derungen vorzunehmen sind. 
 
FD Umwelt und Kreisentwicklung 
 
Untere Wasserbehörde 
 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass die Stellungnahme 
der unteren Wasserbehörde auf keine entgegenstehenden Belange 
hinweist. 
 
Zu 1.: Es wird zur Kenntnis genommen, dass das Vorhaben nicht 
durch Trinkwasserschutzzonen berührt wird. 
Es wird weiterhin zur Kenntnis genommen, dass die Versorgungs-
pflicht mit Trink- und Brauchwasser für den Zweckverband Greves-
mühlen besteht. Der Hinweis zur Anschlussgestattungen wird zur 
Kenntnis genommen und im Rahmen der Erschließungsplanung be-
achtet. 
 
Zu 2.: Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass die Abwasserbeseiti-
gungspflicht den Gemeinden obliegt und die Gemeinde Selmsdorf die 
Pflicht auf den Zweckverband Grevesmühlen übertragen hat. 
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass mit Bescheid vom 02.05.2017 
der Zweckverband Grevesmühlen für die Beseitigung des häuslichen 
Abwassers der Sondergebiete SO 1 bis SO 8 befreit wurde. 
Es wird weiterhin zur Kenntnis genommen, dass für das geplante SO 9 
keine Befreiung erfolgte und somit der Zweckverband Grevesmühlen 
das anfallende Schmutzwasser zu beseitigen hat. Der Hinweis zu den 
Anschlussgestattungen wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die Hinweise zum anfallenden Prozesswasser im SO 9 wird zur 
Kenntnis genommen und im Rahmen der Erschließungsplanung be-
achtet. 
 
Zu 3.: Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass die Nieder-
schlagswasserbeseitigung für den „Altbereich“ der Deponie gesichert 
ist und lediglich für das geplante SO 9 sowie den geplanten Zufahrts-
bereich neu zu regeln ist. 
 
Die Ausführungen zu der beabsichtigen Niederschlagswasserbeseiti-
gung innerhalb des SO 9 werden zur Kenntnis genommen. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Einleitung des gesammel-
ten Niederschlagswasser in ein Gewässer einer wasserrechtlichen 
Erlaubnis bedarf. Die Hinweise hierzu werden zur Kenntnis genommen 
und im Rahmen der Erschließungsplanung beachtet. Die Gemeinde 
verweist auf die ergänzende Stellungnahme auf Seite 9f. dieser Abwä-
gung. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Eine entsprechende 
Formulierung wird als örtliche Bauvorschrift in die Planung aufgenom-
men. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Im Bebauungsplan 
werden Flächen zur Niederschlagsentwässerung aufgenommen, die 
aufgrund ihrer Größe geeignet sind, das Niederschlagswasser aufzu-
nehmen und gedrosselt einzuleiten. In der Begründung wird dies zu-
dem erläutert. Das Entwässerungskonzept ist Teil der Erschließungs-
planung und wird im Rahmen der Bauantragsunterlagen vorgelegt. 
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Zu 5.: Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass sich im 
Plangebiet das Gewässer II. Ordnung 1/3 befindet, das sich in der Un-
terhaltungspflicht des Wasser- und Bodenverbandes Stepe-
nitz/Maurine befindet. 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und im Rahmen der 
Erschließungsplanung berücksichtigt bzw. beachtet. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und sind grundsätzlich 
zu beachten. 
 
 
 
 
Die Hinweise zu möglichen Drainageleitungen werden zur Kenntnis 
genommen und beachtet. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und ist grundsätzlich zu 
beachten. 
 
 
Der Hinwies wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Die Rechtsgrundlagen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Nachfolgend (S. 9f.) wird eine ergänzende Stellungnahme der unteren 
Wasserbehörde in die Abwägung eingestellt, die am 31.08.2023 per E-
Mail an die IAG mbH, den Zweckverband Grevesmühlen sowie weitere 
Fachdienste des Landkreises Nordwestmecklenburg übermittelt wurde. 
 
 
 
 
 

Seite 10 von 186



 

Stellungnahme Behörde/TÖB/Nachbargemeinde/Bürger        Abwägung der Gemeinde Selmsdorf 

 9 

E-Mail vom 31.08.2023: 
Sehr geehrte Frau Puskeiler,  
Sehr geehrter Herr Rahn, 
  
im Ergebnis der Beratung vom 28.08.2023 bei Ihnen und der heutigen 
Beratung beim ZV Grevesmühlen bezüglich der Abwasserbeseitigung 
des B-Planes Nr. 18 der Gemeinde Selmsdorf teile ich Ihnen folgendes 
Ergebnis mit: 
  
Als Einzelfallentscheidung wird der Betreiber des RRB im SO 5 und 
damit Inhaber der wasserrechtlichen Erlaubnis die IAG. 
Im Rahmen der Antragstellung ist konkret darzustellen, welche An-
schlüsse und Bauabschnitte in welchen zeitlichen Abschnitten und mit 
welchen Mengen angeschlossen werden. Gestattet wird die max. Ein-
leitmenge der angeschlossenen Flächen mit der WE. Die Nachweise 
nach DWA-A 102 Teil 2 und 3 sind vorzulegen. Das gesamte Nieder-
schlagsentwässerungssystem auf dem Deponiegelände und B-Plan ist 
und bleibt eine private Entwässerungsanlage der IAG. 
Die Grundstücke des Gewerbegebietes sind nicht zu verkaufen. Jede 
gewerbliche Ansiedlung ist der uWb vor vertraglicher Regelung der 
Vermietung der IAG zur Prüfung hinsichtlich der Forderung einer Nie-
derschlagswasserbehandlung vorzulegen.  
Vor jeder Einleitung der gewerblichen Grundstücke des SO 9 in die 
Niederschlagswasserleitung ist ein Übergabeschacht zur Kontrolle 
vorzusehen. 
Die IAG ist verantwortlicher Störer für die Gewässerbenutzung. 
  
Für die Übernahme des häuslichen Schmutzwassers in die öffentliche 
Kläranlage des Zweckverbandes Grevesmühlen sind die Planungen, 
technischen Berechnungen, Vereinbarungen und Verträge zu erarbei-
ten und abzuschließen. 
Die Umsetzung der Übernahme und Klärung der erforderlichen Zwi-
schenspeicher ist nicht abschließend geklärt. 
Die Befreiung von der Abwasserbeseitigungspflicht für den Zweckver-
band wird aufgrund der Erschließung widerrufen. Für die beabsichtigte 
Weiternutzung der Kleinkläranlage über das RRB –Ost I ist durch die 
IAG eine Begründung vorzulegen.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass der Inhaber der 
wasserrechtlichen Erlaubnis die IAG als Betreiber der Regenrückhal-
tebecken innerhalb der SO 5 wird. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und sind im Rahmen 
der Antragsstellung grundsätzlich zu beachten. Die IAG wird hierüber 
in Kenntnis gesetzt. 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass nach Auffassung der unteren 
Wasserbehörde die Grundstücke innerhalb des SO 9 nicht zu verkau-
fen sind und die Ansiedlungen durch die untere Wasserbehörde zu 
prüfen sind. Der Bauleitplan der Gemeinde kann eine solche Festset-
zung jedoch nicht treffen. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass für die Übernahme des häus-
lichen Schmutzwassers durch den Zweckverband Grevesmühlen die 
Planungen und Vereinbarungen abgeschlossen werden müssen. 
Entgegen der Stellungnahme vom 22.06.2023 (Gesamtstellungahme 
S. 5/12) wird die Befreiung von der Abwasserbeseitigungspflicht nun-
mehr widerrufen, sodass eine Ableitung aus dem gesamten Plangebiet 
zu erfolgen hat und nicht nur für das SO 9. Zum Satzungsbeschluss 
wird dies entsprechend mit dem ZVG abgestimmt. 
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Konkret muss dargelegt werden, warum der Anschluss über eine Lei-
tung oder die Errichtung/Nutzung einer Abwassersammelgrube nicht 
möglich ist. 
  
  
Mit freundlichen Grüßen  
Im Auftrag 
Michaela Kniest 
Fachgebietsleiterin  
Untere Wasserbehörde 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die genannte Kleinkläranlage im Osten des Plangebietes ist aus Sicht 
des Deponiebetreibers notwendig, um die dort anfallenden häuslichen 
Abwasser zu sammeln und aufzubereiten. In diesem Bereich befindet 
sich ein kleineres Sozialgebäude mit Duschen sowie WCs für die Mit-
arbeiter. Eine Verlegung ist aus verfahrenstechnischen Gründen nicht 
möglich. Der Bau einer Abwasserdruckleitung müsste von Westen er-
folgen und ist gemäß Aussage des Erschließungsplaners für die gerin-
ge Menge des anfallenden Schmutzwassers nicht verhältnismäßig 
nutzbar.  
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Untere Naturschutzbehörde 
 
 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass die Stellungnahme 
auf entgegenstehende Belange hinweist, die im Rahmen der bauleit-
planerischen Abwägung berücksichtigt werden müssen. 
 
 
 
Eingriffsregelung 
 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass die benannten Ökokonten 
geeignet sind die mit dem Bebauungsplan vorbereiteten Eingriffe in 
Natur und Landschaft zu kompensieren.  
Die Gemeinde merkt an, dass die dargestellten internen Kompensati-
onsmaßnahmen, ohne weitere Stellungnahme der unteren Natur-
schutzbehörde, als geeignet angesehen werden.  
 
Die Gemeinde nimmt die rechtlichen Grundlagen der Ökokontoverord-
nung zur Kenntnis. Der Reservierungsnachweis wird vor Satzungsbe-
schluss an die untere Naturschutzbehörde gesandt.  
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die untere Natur-
schutzbehörde wird nach Satzungsbeschluss über das Abwägungser-
gebnis informiert.  
 
 
Der Hinweise zur Verwendung von ausschließlich gebietsheimischen 
Saat- und Pflanzmaterials bei Kompensationsmaßnahmen in der freien 
Natur wird zur Kenntnis genommen. 
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Baum- und Alleenschutz 
 
Wie die untere Naturschutzbehörde richtig erläutert, wird im Rahmen 
der Planung die Fällung von drei Alleebäumen notwendig. Die Ge-
meinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass diese gesetzlich ge-
schützt sind. 
 
Die gesetzlichen Grundlagen für eine Fällgenehmigung gemäß § 19 
Abs. 1 NatSchAG M-V werden zur Kenntnis genommen. Der Antrag 
auf Befreiung wurde, inklusive der Zustimmung des Eigentümers der 
Bäume, entsprechend bei der unteren Naturschutzbehörde einge-
reicht. 
 
Die Ausführungen zum Ausgleich der Alleebäume wird zur Kenntnis 
genommen und beachtet.  
 
 
Die Grundlagen zum Befreiungsverfahren nach § 30 Abs. 1 NatSchAG 
M-V werden zur Kenntnis genommen. Die Unterlagen wurden bei der 
unteren Naturschutzbehörde eingereicht. Mit Schreiben vom 
26.10.2023 wurde dem Amt Schönberger Land die Genehmigung zur 
Fällung der Alleebäume erteilt. 
 
Artenschutz 
 
Zu 1.: Die Festsetzung zu geschützten Tieren im Zusammenhang mit 
Bautätigkeiten wird angepasst.  
 
 
Zu 2.: Die vorhandenen Festsetzungen zum Umgang mit vorhandenen 
Fledermausquartieren werden um eine Festsetzung zur bauökologi-
schen Begleitung bei der Fällung der Bäume innerhalb des SO 9 er-
gänzt. 
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Zu 3.: Die Regelungen des § 39 Abs. 5 werden als Hinweis in die Planung 
aufgenommen.  
 
Begründung 
 
Die rechtliche Grundlage des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG wird zur Kenntnis 
genommen.  
Nachfolgend erfolgt eine intensive Auseinandersetzung mit der durch die un-
tere Naturschutzbehörde vorgebrachten Begründung:  
 
Zu 1.: Die Darlegung der Rechtsgrundlagen zu artenschutzrechtlichen Maß-
nahmen wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der vorliegenden Planung 
erfolgte eine Auseinandersetzung mit dem Vermeidungsgebot.  
Im Vordergrund der Planung steht die Reglementierung des Betriebsstandor-
tes sowie die Schaffung eines Gewerbestandortes mit dem Schwerpunkt Re-
cycling und Kreislaufwirtschaft. Dazu wurden Möglichkeiten der Ansiedlung 
von Gewerbebetrieben innerhalb des Gemeindegebietes überprüft. An diesem 
Standort werden Synergien zwischen dem aktuellen und zukünftigen Anla-
genbetrieb und den Gewerbebetrieben erwartet.  
 
Mit dem Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag zum Bebauungsplan Nr. 18 der 
Gemeinde Selmsdorf wurden die Artenschutzrechtlichen Belange, die für die-
sen Plan auftreten, untersucht. Es erfolgte demnach eine Einzelfallbetrach-
tung bezogen auf den Bebauungsplan Nr. 18.  
Der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag benennt Maßnahmen, um Verbotstat-
bestände auszuschließen oder schließt, wenn möglich, diese Verbotstatbe-
stände direkt aus. Ein in Kauf nehmen von Verbotstatbeständen und das Ver-
schieben der Entscheidungen bezüglich möglicher artenschutzrechtlicher 
Maßnahmen erflogt mit der vorliegenden Planung nicht.  
Im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag wird lediglich darauf hingewiesen, 
dass eine spätere Entscheidung zu artenschutzrechtlichen Maßnahmen not-
wendig werden kann, falls zum jetzigen Zeitpunkt unbekannte Schwierigkeiten 
während der Bauarbeiten auftreten. Sollte es beispielsweise zu Bauverzöge-
rungen und dadurch zu der Ansiedlung von geschützten Arten kommen, so ist 
dieser Fall gesondert artenschutzrechtlich zu prüfen. 
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Zu 2.: Im vorliegenden Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag (AFB-Stand 
10.03.2023) wird als Ergebnis der Relevanzprüfung für die Artengruppe Fle-
dermäuse ein potentielles Vorkommen dargestellt (siehe Punkt 3.2.2). Im 
Anschluss werden in Tabelle 2 potentiell im Untersuchungsraum vorkommen-
de Fledermausarten benannt.  
Im Zusammenhang mit der Erarbeitung des ursprünglichen Entwurfes wurden 
Gehölze festgestellt, die sich aufgrund ihres Stammumfanges potentiell als 
Quartiere eignen. Hierbei wurden insbesondere die Hybrid-Pappeln benannt. 
Diese Pappeln wurden mittlerweile unter vorheriger Ausnahmegenehmigung 
gemäß § 18 Abs. 3 NatSchAG M-V gerodet. Für die Pappeln wurde ein 
Baumgutachten erstellt. Im Zuge dessen wurde die artenschutzrechtliche 
Bedeutung der Bäume überprüft. Der Baumgutachter konnte keine Quartiere 
von Fledermäusen feststellen. 
Des Weiteren wird in Bezug auf eine Sommerquartiereignung eine Baum-
gruppe im künftigen SO 9 benannt. Im Rahmen einer Worst-Case-
Betrachtung sind somit weiterhin potentielle Quartiere vorhanden, die mit der 
Umsetzung der Planungsziele zerstört werden. Unter Maßgabe der Bau-
zeitenregelung kann eine Tötung der Tiere (§ 44 Abs, 1 Nr. 1) ausgeschlos-
sen werden.  
Es erfolgt eine redaktionelle Anpassung der Überschrift zu Verbotstatbestän-
den nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG mit Schädigungsverbot.  
Gemäß der benannten Gesetzesquelle ist es verboten „Fortpflanzungs- oder 
Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus 
der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören.“  
Mit der Überplanung der Fläche des künftigen SO 9 ist der Verlust der be-
nannten Baumgruppe verbunden. Die Bäume dieser Baumgruppe können 
Fledermäusen potentiell als Sommerquartier bzw. Tageshangplatz dienen. 
Durch die Vernichtung dieser Quartiere können Verbotstatbestände § 44 
BNatSchG Nr. 1 und 3 hervorgerufen werden.  
Der Tötungstatbestand kann durch eine Bauzeitenregelung verhindert wer-
den.  
Um dennoch einen Ausgleich für mögliche Sommerquartiere und damit einen 
Verbotstatbestand nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG zu berücksichtigen, wer-
den vorsorglich Feldermauskästen als Ersatzquartiere festgesetzt.  
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Der Planverfasser kam zu der gutachterlichen Auffassung, dass auf der 
Grundlage des vorhandenen Baumbestandes vier Fledermaushöhlenkästen 
adäquat als Ausgleich sind.  
Vor der Fällung der Bäume ist im Rahmen einer ökologischen Baubegleitung 
das Vorkommen von Fledermäusen zu überprüfen. Eine entsprechende Fest-
setzung wird in den Bebauungsplan aufgenommen.  
 
Zu 3. Die Gemeinde folgt der vorgeschlagenen Vorgehensweise der unteren 
Naturschutzbehörde (uNB) und nimmt in den Hinweisen die Rechtsgrundlage 
des § 39 Abs. 5 in entsprechenden Auszügen auf.  
Der Verweis auf die Ausnahmegenehmigung sollte lediglich die Möglichkeit 
darlegen, außerhalb der Brutzeit ggf. im Einzelfall Abstimmungen mit der uNB 
zu treffen. Eine Andeutung einer generellen Inaussichtstellung von der Zeiten-
regelung war nicht Anliegen der Gemeinde.  
 
Natura 2000 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass Europäische Schutzgebiete von dem 
Vorhaben nicht betroffen sind.  
 
Biotopschutz 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass die Gesamtstellungnahme zum Bio-
topschutz separat eingereicht wird. Mit Schreiben vom 26.10.2023 wurde dem 
Amt Schönberger Land seitens der unteren Naturschutzbehörde des Land-
kreises Nordwestmecklenburg mitgeteilt, dass die Einschätzung der Gemein-
de geteilt wird, dass eine Ausnahmegenehmigung gemäß § 20 Abs. 3 
NatSchAG M-V für die vorgelegte Planung nicht erforderlich ist. 
 
 
 
Die Rechtsgrundlagen werden zur Kenntnis genommen. 
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FD Ordnung/Sicherheit und Straßenverkehr 
 
Untere Straßenverkehrsbehörde 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass gegen das Vorha-
ben aus straßenrechtlicher Sicht keine Einwände erhoben werden. 
 
Die Hinweise zu Bauarbeiten und Beschilderungen werden zur Kennt-
nis genommen und im Rahmen er Bauausführung entsprechend be-
achtet. 
 
 
 
FD Kreisinfrastruktur/ FG Hoch- und Straßenbau 
 
Straßenaufsichtsbehörde 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass von Seiten der Straßenauf-
sichtsbehörde keine Einwände gegen die Planung bestehen, da die 
Planstraße als Privatstraße festgesetzt wird und die Straßenaufsichts-
behörde somit nicht zuständig ist. 
 
Straßenbaulastträger 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass es seitens der Straßenbaulast-
träger keine Einwände zur Planung gibt, da keine Straßen und Anla-
gen in der Trägerschaft des Landkreises betroffen sind. 
 
FD Öffentlicher Gesundheitsdienst 
 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass seitens des Fach-
dienstes Öffentlicher Gesundheitsdienst keine grundsätzlichen Beden-
ken gegen das Vorhaben bestehen. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Ausführungen der Schall-
technischen Untersuchungen entsprechend berücksichtigt werden 
müssen. 
 

Seite 18 von 186



 

Stellungnahme Behörde/TÖB/Nachbargemeinde/Bürger        Abwägung der Gemeinde Selmsdorf 

 17 

 

 
Stellungnahme der Stabsstelle Wirtschaftsförderung, Regional-
entwicklung und Planen zum Erneuten Entwurf vom 31.03.2020 
 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass die Stellungnahme 
zum Entwurf der Planung aufrechterhalten bleibt. Diese wird nachfol-
gend in die Abwägung eingestellt. 
 
Zu Planzeichnung:  
Die Hinweise zur Festsetzung einer Privatstraße werden zur Kenntnis 
genommen und sind grundsätzlich zu beachten. Entsprechende privat-
rechtliche Vereinbarungen sind im Rahmen von Grundstücksangele-
genheiten zu berücksichtigen. 
 
Die angeführten Rechtsgrundlagen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Des Weiteren werden die Ausführungen zu den landesrechtlichen An-
forderungen zur Kenntnis genommen.  
Eine grundsätzlich öffentlich-rechtliche Absicherung mittels Baulasten 
ist jedoch nicht Bestandteil des Bebauungsplanes. 
Die Hinweise werden deshalb zur Kenntnis genommen. 
 
 
Zu Text – Teil B: 
Zu 1.1: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Festsetzung 
wird entsprechend ergänzt. 
 
Zu 1.11: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Formulierung 
wird in die Festsetzung aufgenommen. 
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2. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
1. 

 
2. 

Stellungnahme der Stabsstelle Wirtschaftsförderung, Regional-
entwicklung und Planen zum Entwurf vom 15.06.2018 
 
Die bauplanungsrechtlichen Belange werden im Folgenden behandelt. 
 
zu I.1 Die allgemeinen Ausführungen zu den Planungszielen für die 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 18 werden seitens der Gemein-
de zur Kenntnis genommen. 
 
zu I.2 Die Hinweise zur ggf. erforderlichen Genehmigung des Bebau-
ungsplanes werden seitens der Gemeinde zur Kenntnis genommen 
und ggf. berücksichtigt. 
 
zu II. Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass für Verfahrensvermerke, 
Rechtgrundlagen und Präambel keine Hinweise und Anregungen be-
stehen. 
 
zu III.1 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. In der Planzeich-
nung sind Höhenangaben des vorhandenen Geländeniveaus gemäß 
dem Lage- und Höhenplan enthalten. 
 
zu III.2 Die Anregung wird beachtet. Die Grundflächenzahl (GRZ) für 
das Gebiet SO 8 wird gemäß der vorliegenden Genehmigung nach 
Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) mit 1,0 festgesetzt. Die festgesetzte 
GRZ ist im vorliegenden Fall keine grundstücks- sondern eine nut-
zungsbezogene Festsetzung. Eine Berücksichtigung der naturschutz-
fachlichen Belange erfolgte im Rahmen des Genehmigungsverfahrens, 
daher erfolgt keine tiefergreifende Betrachtung auf Ebene des Bebau-
ungsplanes. Sofern andere Nutzungen als die genehmigten Nutzungen 
geplant sind, sind seitens des Deponiebetreibers Änderungsgenehmi-
gungen zu beantragen. Im Rahmen dieser Genehmigungen sind auch 
alle Umweltbelange, wie z.B. Lärm- und Staubemissionen nach den 
Anforderungen des aktuellen Stands der Technik, Artenschutz, Land-
schaftsbild gemäß den derzeitig gültigen gesetzlichen Bestimmungen 
zu berücksichtigen. Ggf. werden Umweltverträglichkeitsuntersuchun-
gen erforderlich. Auf diesen Sachverhalt wird im Teil 1 - Begründung 
sowie in Teil 2 - Umweltbericht hingewiesen. 
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3. 
 
 
 

 
4. 
 
 
 
 
 

 
5. 
 
 

 
 
6. 
 

 
7. 

 
zu III.3 Die Hinweise werden teilweise berücksichtigt. Die Gemeinde 
hat die festgesetzten Grundflächenzahlen für die Gebiete SO 2, 3 und 
6 überprüft. Sie kommt zu dem Ergebnis, dass diese ausreichend be-
messen sind. Dazu wird an dieser Stelle auch auf Punkt zu III.7 ver-
wiesen. Darüber hinaus hat die Gemeinde die Grundflächenzahl für 
das Gebiet SO 7 überprüft. Hier erfolgt eine Korrektur der GRZ auf 0,9, 
um den tatsächlichen baulichen Bestand zu würdigen. Die Berücksich-
tigung erfolgt in der Nutzungsschablone in der Planzeichnung und im 
Umweltbericht. 
 
zu III.4 Die Hinweise werden teilweise berücksichtigt. In den Teil B - 
Text unter Punkt 1.1 wird zusätzlich eine Formulierung aufgenommen, 
die die Nutzung innerhalb des eigentlichen Betriebsgrundstückes defi-
niert. 
 
zu III.5 Der Hinweise wird teilweise berücksichtigt. Die Unzulässigkeit 
von Windkraftanlagen wird in den Punkt 1.2 im Teil B – Text aufge-
nommen. Die Formulierung unter Punkt 1.10 und 1.11 bleibt jedoch zur 
Verdeutlichung erhalten. 
 
zu III.6 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
zu III.7 Die Hinweise werden seitens der Gemeinde zur Kenntnis ge-
nommen. Der Bebauungsplan zur Regelung des Deponiebetriebes 
stellt einen Sonderfall dar. Innerhalb der Gebiete SO 1 bis SO 8 wur-
den sämtliche baulichen Anlagen und Versiegelungen erfasst und mit 
der festgesetzten Grundflächenzahl berücksichtigt. Darüber hinaus 
besteht ein Potential für die Herstellung von weiteren baulichen Anla-
gen. Aus Sicht der Gemeinde erfolgt daher keine starre Anwendung 
der Ober- und Kappungsgrenze. Die Möglichkeit der Überschreitung 
der festgesetzten Grundflächenzahl wird nicht notwendig.  
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1. 

 
 
2. 
 
 
 
3. 
 
4. 
 

 
zu IV.1 Die Gemeinde berücksichtigt diesen Hinweis. Der vorgelegte 
Bebauungsplan wurde in enger Zusammenarbeit mit dem Deponiebe-
treiber erarbeitet. Die Gemeinde hat im Rahmen ihrer Möglichkeit ge-
prüft, dass die Planung mit den Fachgenehmigungen übereinstimmt. 
 
zu IV.2 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. In der Tabelle 1 
der Begründung ist die Flächenbilanz mit der Flächengröße der Sons-
tigen Sondergebiete aufgenommen und dargestellt. Ein Hinweis auf 
diese Tabelle wird auf Seite 19 der Begründung aufgenommen. 
 
zu IV.3 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Östlich des 
Gebietes SO 2 wurde die Sonstige Sondergebietsfläche zugunsten 
einer Grünfläche in der Planzeichnung verkleinert. 
 
zu IV.4 Die Hinweise werden im Umweltbericht beachtet. 
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Stellungnahme der Stabsstelle Wirtschaftsförderung, Regional-
entwicklung und Planen zum Vorentwurf vom 16.11.2017 
 
Die bauplanerischen Hinweise werden im Folgenden behandelt. 
 
 
zu I. Die Gemeinde nimmt die Hinweise und Erläuterungen unter „All-
gemeines“ zur Kenntnis.  
 
Die Ziele des Bebauungsplanes entsprechen den Darstellungen der 
Fortschreibung des Flächennutzungsplanes, der bereits als Entwurf 
vorliegt. Mit diesem Entwurf wurde bereits die Behörden- und Öffent-
lichkeitsbeteiligung durchgeführt. Grundlegende Änderungen in Bezug 
auf die Darstellungen im Bereich der Deponie werden sich nicht erge-
ben. Somit geht die Gemeinde davon aus, dass der Bebauungs-
plan Nr. 18 dem Entwicklungsgebot in Verbindung mit § 8 Abs. 4 
BauGB (vorzeitiger Bebauungsplan) entspricht und eine Genehmigung 
des Bebauungsplanes nicht notwendig ist. 
 
zu II. Die Gemeinde berücksichtigt die Hinweise unter „Verfahrensver-
merke, Rechtsgrundlagen, Präambel“. 
 
zu III. Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass zur Planzeichnung und 
Planzeichenerklärung keine Hinweise vorgebracht werden. 
 
 
 
 
Die Hinweise werden berücksichtigt. 

 
zu Teil B – Text, Pkt. 1.1.  
a) Die Gemeinde nimmt die Hinweise und Ausführungen zu den Fest-
setzungen für die sonstigen Sondergebiete nach § 11 BauNVO zur 
Kenntnis. 
 

a) 
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b) Die Gemeinde hat sich mit diesen Hinweisen auseinandergesetzt 
und kommt zu dem Ergebnis, dass die differenzierten Festsetzung 
(allgemein zulässig, generell unzulässig, ausnahmsweise zulässig) 
unter Pkt. 1.1 bis 1.3 diese Hinweise berücksichtigt. Eine weitere Diffe-
renzierung wird nicht erforderlich. 
 
c) Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Aus Sicht der Ge-
meinde ist die Festsetzung des Störgrades der Anlage nicht erforder-
lich. Der Störungsgrad ergibt sich aus dem eigentlichen Deponiebe-
trieb (Gebiete SO 1 bis SO 8) und unterliegt den Regelungen der Ge-
nehmigung nach BImSchG bzw. aus der geplanten gewerblichen Nut-
zung (Gebiet SO 9). Für die Beurteilung innerhalb des Gebietes SO 9 
wird die TA Lärm herangezogen. Zur Beurteilung der zulässigen Im-
missionen an der nächstgelegenen schutzwürdigen Nutzung wird auf 
die schalltechnische Untersuchung verwiesen. Die Ergebnisse werden 
als Festsetzungen in den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
d) Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
e) Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Es bleibt bei der von 
der Gemeinde gewählten Gliederung, die den Anforderungen an eine 
hinreichende Bestimmtheit genügt. 
 
zu Teil B – Text, Pkt. 1.3. Die Gemeinde berücksichtigt die Anregun-
gen. Auf die Festsetzung zur ausnahmsweisen Zulässigkeit der Klär-
schlammtrocknung und von Windkraftanlagen verzichtet die Gemeinde 
vollständig.  
Die entsprechende Berücksichtigung erfolgt im Teil B –Text und in der 
Begründung. 
 

b) 

c) 

d) 

e) 
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zu Teil B – Text, Pkt. 2.4. Die Gemeinde nimmt diese Anregungen zur 
Kenntnis. Aus Sicht der Gemeinde ist es ausreichend bestimmend, 
dass die Grundflächenzahlen für die unterschiedlichen Sonstigen Son-
dergebiete in der Nutzungsschablone festgesetzt sind. Eine Aufnahme 
in den Teil B - Text wird als nicht erforderlich angesehen. Erläuterun-
gen zu den Grundflächenzahlen werden in die Begründung aufge-
nommen. 
 
zu Teil B – Text, Pkt. 3.2. Die Anregungen werden seitens der Ge-
meinde berücksichtigt. Der 2. Satz dieser Festsetzung zielt auf bauli-
chen Anlagen innerhalb des Waldschutzabstandes ab. Die Festset-
zung im Teil B – Text wird konkretisiert.  
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zu Teil B – Text, Pkt. 5.3. Die Hinweise werden berücksichtigt. Die 
Festsetzung (neu unter Pkt. 5.2) wird präzisiert: Innerhalb der Grünflä-
che mit der Zweckbestimmung „Heckenanpflanzung“ ist mindestens 
eine zweireihige Hecke aus heimischen, standortgerechten Gehölzen 
der Arten und Qualität gemäß Pflanzlisten 1 anzupflanzen und dauer-
haft zu erhalten. Die Heckenpflanzung ist im versetzten Verband mit 
einem Pflanz- und Reihenabstand von 1,25 m anzulegen. Alle 30 m ist 
ein Überhälter der Arten und Qualität gemäß Pflanzliste 2 zu pflanzen 
und dauerhaft zu erhalten.  
 
zu Teil B – Text, Pkt. 6. Die Hinweise werden teilweise berücksichtigt. 
Die Festsetzungen von örtlichen Bauvorschriften werden ausschließ-
lich für das Gebiet SO 9 (alt SO 10) getroffen, da es sich hier um Flä-
chen handelt, die neu bebaut werden sollen. Diese Fläche liegt deut-
lich zurückgesetzt von der Straße, ist jedoch allgemein öffentlich zu-
gänglich und grenzt an den freien Landschaftsraum. Die Festsetzun-
gen werden zum Schutz des Orts- und Landschaftsbildes getroffen. 
Ausführungen werden in die Begründung aufgenommen. 
 
zu IV. Mit der Planung werden Flächen der IAG - Ihlenberger Ab-
fallentsorgungsgesellschaft mbH („Haus- und Sondermülldeponie 
Ihlenberg“) überplant. Auch wenn der Deponiebetrieb technischen und 
rechtlichen Regelungen unterliegt, handelt es sich um einen geneh-
migten Gewerbebetrieb. Dieser Gewerbebetrieb handelt nach markt-
wirtschaftlichen Anforderungen, wie jeder gewerbliche Betrieb. Durch 
ein verändertes Umweltbewusstsein, das sich auch in Gesetzen nie-
derschlägt, reduzieren sich die zu deponierenden Stoffen fortlaufend. 
Um die damit verbundenen betriebswirtschaftlichen Einbußen kom-
pensieren zu können, ist es das Bestreben des Deponiebetreibers sich 
weitere Einnahmequellen zu erschließen. Diesem Ziel dient die pla-
nungsrechtliche Vorbereitung des Gebietes SO 9 (alt SO 10). Koope-
rationen zwischen Deponiebetrieb und diesem Gebiet SO 9 (alt SO 10) 
sind gewünscht, aber keine betriebswirtschaftliche Voraussetzung. Vor 
diesem beschrieben Hintergrund sind die Hinweise nicht planungsrele-
vant und werden seitens der Gemeinde zur Kenntnis genommen. 
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Die Stellungnahme wird nachfolgend behandelt: 
 
Zu 1.: Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass sich aus 
landwirtschaftlicher Sicht keine relevanten Änderungen zur vorherigen 
Planung ergeben. Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Stellung-
nahmen von März 2020 und April 2023 bestehen bleiben. 
Das Zitat der Stellungnahme zur 10. Änderung des Flächennutzungs-
planes vom April 2023 wird zur Kenntnis genommen. Es wird zur 
Kenntnis genommen, dass der betroffene Landwirt rechtzeitig und 
schriftlich über den geplanten Beginn der Maßnahmen informiert wer-
den muss. Die Gemeinde wird dies rechtzeitig und in Abstimmung mit 
dem betroffenen Landwirt kommunizieren. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine weiteren Hinweise und 
Bedenken geäußert werden. 
 
Zu 2.: Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich das Plangebiet ak-
tuell in keinem Verfahren zur Neuregelung der Eigentumsverhältnisse 
befindet und deshalb keine Bedenken und Anregungen geäußert wer-
den. 
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Zu 3.1: Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass die Belan-
ge des StALU hinsichtlich des Naturschutzes nicht betroffen sind. 
Die untere Naturschutzbehörde des Landkreises Nordwestmecklen-
burg wurde im Rahmen der Beteiligung ebenfalls um Abgabe einer 
Stellungnahme gebeten. 
 
Zu 3.2: Es wird zur Kenntnis genommen, dass Gewässer erster Ord-
nung und wasserwirtschaftliche Anlagen in der Zuständigkeit des 
StALU nicht berührt werden und somit keine wasserwirtschaftlichen 
Bedenken bestehen. 
 
Zu 3.3: Der Hinweis zum Altlasten- und Bodenschutzkataster für das 
Land Mecklenburg-Vorpommern wird zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 4.: Der Verweis auf die früheren Stellungnahmen wird zur Kenntnis 
genommen. Diese werden nachfolgend erneut in die Abwägung einge-
stellt. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Nach telefonischer Rück-
sprache mit dem StALU WM am 07.09.2023 wird diese Empfehlung 
mit möglichen Geruchsimmissionen begründet. Aus Sicht der Gemein-
de ist ein Ausschluss von Biogasanlagen an diesem Standort nicht 
notwendig. Die Gemeinde Selmsdorf geht bei der in Nordwestmeck-
lenburg vorherrschenden Windrichtung aus Südwesten nicht von einer 
potentiell nachteiligen Wirkung von Biogasanlagen in diesem Bereich 
der Gemeinde aus. Die nächsten Ortslagen befinden sich in 1,5 km 
Entfernung in nördliche Richtung (Sülsdorf), in 2,2 km Entfernung in 
nordöstliche Richtung (Zarnewenz) sowie 1,0 km Entfernung in östli-
che Richtung der Bauhof-West in Schönberg. Beeinträchtigungen wä-
ren zudem im Rahmen einer Genehmigung konkret zu bewerten. Im 
Gegensatz zu Abfallverbrennungsanlagen können Biogasanlagen ei-
nen Beitrag zur nachhaltigeren Energieerzeugung leisten. Aus diesen 
Gründen verzichtet die Gemeinde Selmsdorf im Rahmen des Bebau-
ungsplanes Nr. 18 auf den generellen Ausschluss von Biogasanlagen. 
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Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass weitere Ergänzungen und An-
regungen seitens des StALU nicht erforderlich sind. 
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Auszug aus der Stellungnahme des Staatlichen Amtes für Land-
wirtschaft und Umwelt Westmecklenburg zum Erneuten Entwurf 
vom 27.04.2020 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 4.: Die Gemeinde nimmt die Ausführungen zur Kenntnis. Die Stel-
lungnahme vom 29.06.2018 wird nachfolgend beigefügt. 
 
Der Hinweis auf die abfallrechtlich genehmigten Anlagen sowie die 
Aufzählung dieser wird zur Kenntnis genommen. Die Anlagen werden 
im Rahmen der Schalltechnischen Untersuchung grundsätzlich als 
Vorbelastung angerechnet und wurden im Rahmen der Festsetzung 
von Emissionskontingenten für das SO 9 berücksichtigt. 
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Auch die festgelegten Schallleistungspegel der Sieb- und Brecheran-
lage wurden in diesem Sinne berücksichtigt. 
 
 
Die Untersuchung der Windenergieanlagen im Umkreis der Deponie 
wurde zum Erneuten Entwurf II ergänzt. Dadurch kam es zu einer Re-
duzierung der nächtlichen Emissionskontingente, sodass insgesamt 
Beeinträchtigungen ausgeschlossen werden konnten. Die Prüfung 
wurde dem StALU mit dem Erneuten Entwurf II vorgelegt. 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde Selms-
dorf weist jedoch darauf hin, dass die Multifunktionale Abdichtung nicht 
Bestandteil des Bebauungsplanes ist. Die Vorbelastungen wurden bei 
der Festsetzung von Emissionskontingenten berücksichtigt. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Eine Betrachtung der 
Windenergieanlagen erfolgte, wie bereits erläutert, zum Erneuten Ent-
wurf II der Planung. 
 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass sich das StALU der Stellung-
nahme des LUNG vom 14.04.2020 anschließt. Die Gemeinde weist 
darauf hin, dass das LUNG zum Erneuten Entwurf II des Bebauungs-
planes Nr. 18 keine Stellungnahme abgegeben hat, woraus die Ge-
meinde schließt, dass nunmehr keine Einwände oder Bedenken sei-
tens des LUNG bestehen. 
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Auszug aus der Stellungnahme des Staatlichen Amtes für Land-
wirtschaft und Umwelt Westmecklenburg zum Entwurf vom 
29.06.2018 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 4. Der Hinweis wird berücksichtigt. Die Stellungnahme zum Immis-
sions- und Klimaschutz, Abfall- und Kreislaufwirtschaft vom 26.10.2017 
wird nachfolgend eingefügt. 
 
Die Gemeinde nimmt die Hinweise auf die nach dem Bundes-
Immissionsschutzgesetz genehmigten oder angezeigten Anlagen zur 
Kenntnis und ergänzt diese tabellarische Übersicht in der Begründung. 
Diese Anlagen genießen Bestandschutz. 
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Auszug aus der Stellungnahme des Staatlichen Amtes für Land-
wirtschaft und Umwelt Westmecklenburg zum Vorentwurf vom 
26.10.2017 
 
 
 
zu 4.1 Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass der Windpark Selms-
dorf, nördlich des Plangebietes dem Bundes-Immissionsschutzgesetz 
unterliegt und Bestandschutz genießt. 
 
 
 
zu 4.2 Die Hinweise werden seitens der Gemeinde zur Kenntnis ge-
nommen. Die in der genannten Verordnung enthaltenden Orientie-
rungswerte sind grundsätzlich einzuhalten. 
 
 

 
 
 
zu 4.3 Die gegebenen Hinweise sind allgemeingültig, grundsätzlich zu 
beachten und werden an dieser Stelle von der Gemeinde zur Kenntnis 
genommen.  
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Stellungnahme des Staatlichen Amtes für Landwirtschaft und 
Umwelt Westmecklenburg vom 06.03.2018 an den zuständigen 
Erschließungsplaner 
 
Die Stellungnahme vom 06.03.2018 wird zur Kenntnis genommen. Die 
Gemeinde weist darauf hin, dass diese nicht im Zuge der TÖB-
Beteiligung an die Gemeinde bzw. das Amt Schönberger Land ver-
sandt wurde, sondern erst auf Nachfrage der Gemeinde zur Verfügung 
gestellt wurde. Der Inhalt der Stellungnahme weist auf keine bisher 
unbekannten Belange hin und wird daher zur Kenntnis genommen. 
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Stellungnahme des Staatlichen Amtes für Landwirtschaft und 
Umwelt Westmecklenburg vom 18.07.2022 an den Landkreis 
Nordwestmecklenburg 
 
 
Die Stellungnahme vom 18.07.2022 wird zur Kenntnis genommen. Die 
Gemeinde weist darauf hin, dass diese nicht im Zuge der TÖB-
Beteiligung an die Gemeinde bzw. das Amt Schönberger Land ver-
sandt wurde, sondern erst auf Nachfrage der Gemeinde zur Verfügung 
gestellt wurde. Der Inhalt der Stellungnahme weist auf keine bisher 
unbekannten Belange hin und wird daher zur Kenntnis genommen. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass das Landesamt für 
Umwelt, Naturschutz und Geologie M-V zu den eingereichten Unterla-
gen keine Stellungnahme abgibt. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und beachtet. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass der Bebauungs-
plan Nr. 18 keine bergbaulichen Belange nach Bundesberggesetz so-
wie keine Belange nach Energiewirtschaftsgesetz in der Zuständigkeit 
des Bergamtes Stralsund berührt. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass für den Bereich zurzeit keine 
Bergbauberechtigungen oder Anträge auf Erteilung dieser vorliegen. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass somit keine Einwände oder 
ergänzende Anregungen vorgebracht werden. 
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Die Stellungnahme wird nachfolgend behandelt: 
 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass sich im Geltungs-
bereich der Planung die Bundesstraße B 104 befindet. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass gegen das geplante Vorhaben 
unter Beachtung der genannten Punkte keine Einwände bestehen. 
 
Zu a: Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass das SG Grunderwerb 
bei der Festlegung der Grenzen am Knotenpunkt mit der B 104 zu be-
teiligen ist. Dies wird im Rahmen der Ausführungsplanung beachtet. 
 
Zu b: Der Hinweis zur vorhandenen Bushaltestelle wird zur Kenntnis 
genommen, im Rahmen der Ausführungsplanung beachtet und ist 
grundsätzlich mit den weiteren Beteiligten abzustimmen. 
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Zu c: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und wurde im Rahmen 
der Schalltechnischen Untersuchung berücksichtigt. 
 
 
 
Zu d: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass der Fällung der drei Alleebäu-
me nur unter Berücksichtigung der genannten Anmerkungen zuge-
stimmt wird. 
 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass bzgl. der Pflanzung, Pflege 
und Unterhaltung der Bäume Einvernehmen mit dem Straßenbauamt 
herzustellen ist. 
Die Hinweise zu den Neupflanzungen werden zur Kenntnis genommen 
und sind im Rahmen der Bauausführung grundsätzlich zu berücksich-
tigen. 
 
Es wird weiterhin zur Kenntnis genommen, dass auch für den nördli-
chen Fahrbahnrand bauliche Lösungen zum Schutz der vorhandenen 
Alleebäume durchzuführen sind. 
Die Hinweise bzgl. artenschutzrechtlicher Kompensationsmaßnahmen 
werden zur Kenntnis genommen. Zum aktuellen Zeitpunkt liegen der 
Gemeinde keine Informationen diesbezüglich vor. 
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Die Stellungnahme wird nachfolgend behandelt: 
 
 
 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass gegen die Planung 
keine Einwände bestehen, wenn die erforderlichen Unterhaltungs- und 
Erweiterungsmaßnahmen jederzeit möglich sind sowie die genannten 
Auflagen und Hinweise eingehalten werden. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich im Plangebiet Telekom-
munikationslinien der Telekom befinden. Die Bestandspläne werden 
nachfolgend geprüft. 
 
Der Hinweis zum Bestand der TK-Linien wird zur Kenntnis genommen 
und beachtet. Durch die Planung ergeben sich keine Veränderungen 
der vorhandenen Leitungen. Erweiterungen sind im Rahmen der Er-
schließungsplanung konkret mit den Versorgern abzustimmen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die genannte Festsetzung 
wird als Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Der Hinweis zur Versorgung des Baugebietes wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass die Verkehrsflächen innerhalb 
des geplanten SO 9 auch dann zur Erschließung mit TK-Infrastruktur 
zur Verfügung stehen müssen, wenn sie nicht als öffentliche Ver-
kehrswege gewidmet werden. Dies ist Ziel der Gemeinde und wird im 
Rahmen der konkreten Erschließung mit der Telekom abgestimmt. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Das genannte Merkblatt wird zur Kenntnis genommen und beachtet. 
 
 
 
 
Die Hinweise zur Bauausführung werden zur Kenntnis genommen und 
sind grundsätzlich zu beachten. 
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Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Die Anlagen werden zur Kenntnis genommen. Die Lagepläne werden 
nachfolgend geprüft. 
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Der beigefügte Lageplan wurde überprüft. Entlang der Bundesstraße 
sind Leitungen der Telekom vorhanden, an die das Plangebiet ange-
schlossen ist. Veränderungen sind im Rahmen der konkreten Er-
schließungsplanung rechtzeitig mit der Telekom abzustimmen. 
 
Die weiteren Lagepläne werden zur Kenntnis genommen. 
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Die Ausführungen zu den Planinhalten werden zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass für die Erschließung des 
SO 9 sowie der Ableitung des anfallenden Schmutzwassers der Ab-
schluss einer Erschließungsvereinbarung notwendig ist und der Vor-
habenträger die Kosten trägt. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass der Planung die grundsätzliche 
Zustimmung seitens des ZVG gegeben wird. 
 
Der Hinweis zur Privatstraße und den notwendigen Dienstbarkeiten 
wird zur Kenntnis genommen. Im Erschließungsvertrag zwischen Ge-
meinde und Flächeneigentümer werden die notwendigen Dienstbarkei-
ten verbindlich geregelt. Dieser wird dem Zweckverband Grevesmüh-
len vorgelegt. 
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Zu 1.: Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass die Versor-
gung mit Trinkwasser über die Anlagen des ZVG gewährleistet ist. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Flächen SO 1 bis SO 8 be-
reits mit Trinkwasser versorgt werden und evtl. Erweiterungen notwen-
dig werden, die beim ZVG zu beantragen sind. 
 
Die Hinweise zu den Anschlüssen des SO 9 werden zur Kenntnis ge-
nommen und sind im Rahmen der Erschließungsplanung zu beachten. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das zuständige Ingenieur-
büro Möller stimmt die Planung mit dem ZVG kontinuierlich ab. 
 
Zu 2.: Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass der ZVG 
Löschwasser nur im Rahmen seiner technischen und rechtlichen Mög-
lichkeiten bereitstellen kann.  
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass für die SO 1 bis SO 8 die 
Löschwasserversorgung über das betriebsinterne Löschwassersystem 
abgedeckt ist. 
 
Es wird weiterhin zur Kenntnis genommen, dass für das SO 9 das ge-
plante Regenwassersammelbecken als Löschwasserspeicher sowie 
ggf. eine Zisterne im Bereich der Wendeanlage vorgesehen werden. In 
die Begründung werden zudem Aussagen zur Löschmittelvorhaltung 
der künftigen Unternehmen, die über die gemeindliche Grundsicherung 
hinaus gehen, aufgenommen. 
 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass die Bereitstellung 
von Löschwasser über das Trinkwasserversorgungsnetz nicht garan-
tiert werden kann, da die Einbindung der Löschwasserversorgung nur 
getrennt vom Trinkwasserversorgungsnetz möglich ist. Die Begrün-
dung wird dahingehend konkretisiert. 
 
Der Hinweis zur Abstimmung der technischen Planung wird zur Kennt-
nis genommen und beachtet. 
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Zu 3.: Es wird zur Kenntnis genommen, dass für das Gebiet der Depo-
nie der ZVG derzeit von der Abwasserbeseitigungspflicht befreit ist. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass für das SO 9 die äußere Er-
schließung mittels einer neu herzustellenden Abwasserdruckrohrlei-
tung geplant ist und damit einhergehend soll auch die Ableitung des 
häuslichen Abwassers der SO 1-8 verpflichtend an den ZVG überge-
ben werden.  
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass damit die vorhandene Klein-
kläranlage außer Betrieb zu nehmen ist. Die Gemeinde weist auf die 
Abstimmungen mit dem Zweckverband und der IAG am 26.09.2023 
hin, wonach die zusätzliche Kleinkläranlage im östlichen Bereich des 
Betriebsgeländes (SO 4) im Bestand ausnahmsweise weiter betrieben 
werden kann. Dies ergibt sich aus dem Umstand, dass diese sich am 
östlichen Rand der Deponie befindet und lediglich für Duschkabinen 
für 6 Mitarbeiter in diesem Bereich benötigt wird, um die Hygienevor-
schriften der Deponie zu wahren. Die Verlegung von Leitungen über 
mehrere 100 Meter erscheint daher nur wenig sinnvoll, da insgesamt 
zu wenig Abwasser anfällt. Ein Weiterbetrieb der Kleinkläranlage wird 
aus diesen Gründen angestrebt. 
 
Die weiteren Hinweise zur Schmutzwasserentsorgung werden zur 
Kenntnis genommen und sind grundsätzlich zu beachten. Diese wer-
den im Rahmen der konkreten Erschließungsplanung mit dem ZVG 
abgestimmt. 
 
Zu 4.: Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass das anfallende Nieder-
schlagswasser auf den Flächen des SO 9 in das nördlich geplante 
Regenrückhaltebecken und dann gedrosselt in die Vorflut geleitet wer-
den soll. 
Gemäß den letzten Abstimmungen zwischen der IAG und der unteren 
Wasserbehörde am 31.08.2023 und der Abstimmung mit dem ZVG am 
26.09.2023 sollen die Anlagen jedoch im Eigentum der IAG verbleiben. 
Die Begründung des Bebauungsplanes wird entsprechend angepasst. 
Die Hinweise zur Einleitung werden zur Kenntnis genommen. Der hyd-
raulische Nachweis wurde durch den Erschließungsplaner erbracht 
und mit den zuständigen Behörden abgestimmt. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass das Regenwasser-
konzept der Deponie von den Festsetzungen des Bebauungsplanes 
unberührt bleibt und eine Übernahme des Systems durch den ZVG 
nicht erforderlich wird. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Der Bestandsplan Abwasser/Kabel wurde geprüft. Es sind weder Ab-
wasserleitungen noch Kabel des Zweckverbands Grevesmühlen in der 
näheren Umgebung des Plangebietes vorhanden. 
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Der Bestandsplan Trinkwasser/Löschwasser wurde geprüft. Entlang 
der Bundesstraße B 104 ist eine Trinkwasserversorgungsleitung vor-
handen. Die Leitung wird als lageunsicher dargestellt. Das Plangebiet 
ist über eine Trinkwasseranschlussleitung angeschlossen. Im Rahmen 
der Planung werden Ergänzungen sowie ggf. Umverlegungen der 
Trinkwasserleitung notwendig. Diese werden kontinuierlich mit dem 
ZVG abgestimmt. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass der Wasser- und 
Bodenverband Stepenitz-Maurine keine grundsätzlichen Bedenken 
gegen den vorgelegten Bebauungsplan äußert. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Vorflut aus den genannten 
Gräben gebildet wird und sich diese als Gewässer zweiter Ordnung in 
der Unterhaltungspflicht des WBV befinden. 
 
Es wird weiterhin zur Kenntnis genommen, dass zur Ableitung ent-
sprechend der genannten Gesetze eine Einleiterlaubnis der unteren 
Wasserbehörde einzuholen sowie ein hydraulischer Nachweis zu er-
bringen ist. 
 
Die weiteren Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Die Bestandspläne werden nachfolgend geprüft. 
 
 
Der Hinweis zur Umverlegung von Anlagen und dem entsprechenden 
Antrag bei der e.dis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass für den Anschluss 
an das Versorgungsnetz der e.dis sehr umfangreiche Erweiterungen 
der Stromverteilungsanlagen erforderlich sind.  
Die Hinweise hierzu werden zur Kenntnis genommen und sind mit dem 
Flächeneigentümer rechtzeitig abzustimmen. Die Errichtung von 
Transformatorenstationen ist innerhalb der geplanten Gewerbeflächen 
grundsätzlich möglich. Die Gemeinde verweist diesbezüglich auf die 
konkrete Erschließungsplanung, die erst nach Satzungsbeschluss des 
Bebauungsplanes abschließend bearbeitet werden kann. 
 
Der Hinweis zu den Antragsunterlagen wird zur Kenntnis genommen. 
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Die Hinweise zu Baumpflanzungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Die weiteren Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
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Der beigefügte Bestandsplan wurde überprüft. Innerhalb des Plange-
bietes sind Mittelspannungsstromleitungen vorhanden, die die vorhan-
denen Gebäude an das Netz der e.dis anschließen. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass derzeit weder Lei-
tungen oder Anlagen im Bereich des Bebauungsplanes Nr. 18 betrie-
ben werden noch geplant sind. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine weiteren Hinweise oder 
Forderungen vorgetragen werden. 
 
Der Hinweis auf das Vorhandensein von Leitungen oder Anlagen an-
derer Netzbetreiber wird zur Kenntnis genommen. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass sich im Plangebiet 
derzeit keine Anlagen der 50Hertz Transmission GmbH befinden. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass seitens der Trave-
netz keine Einwände gegen den Bebauungsplan Nr. 18 bestehen. 
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B-Plan Nr. 18 „IAG - Deponie auf dem Ihlenberg“ der Gemeinde Selmsdorf - 
TöB-Beteiligung 22. Mai 2023, 14:51 Uhr  

Von  leitungsauskunft@wemag-netz.de  

An  m.tessmer@schoenberger-land.de  

Cc  leitungsauskunft@wemacom.de  

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

vielen Dank für Ihre Anfrage zu unseren Versorgungsanlagen. 

Für alle Bau- und Planungsarbeiten an bzw. in der Nähe unserer Netzanlagen 
ist unsere „Schutzanweisung von Versorgungsleitungen und –anlagen“ zu 
beachten. Dieses Dokument ist für unser gesamtes Versorgungsgebiet ver-
bindlich. Sie können es unter folgendem Pfad herunterladen: 

http://www.wemag-netz.de/_einzelseiten/leitungsauskunft/index.html 

Dort haben Sie auch Zugriff auf unser Webportal Leitungsauskunft, das Sie 
bitte für Ihre zukünftigen Anfragen nutzen können. 

Ihre Baumaßnahme befindet sich außerhalb unseres Versorgungsgebie-
tes und dort befinden sich keine Anlagen der WEMAG Netz GmbH. 

Jede Auskunft wird protokolliert und ist 4 Wochen ab Auskunftsdatum gültig. 
Weitere Informationen zur Gültigkeit finden Sie in der Schutzanweisung. 

Hinweis: Bitte beachten Sie, dass Anlagen anderer Versorgungsträger und 
Einspeiser von regenerativen Energien vorhanden sein können! 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihre Leitungsauskunft der WEMAG Netz GmbH 

UNSER NETZ VERBINDET 

 
Ein Unternehmen der WEMAG-Unternehmensgruppe 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis auf die Schutzanweisung wird zur Kenntnis genommen 
und ist grundsätzlich zu beachten. 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass sich das Plange-
biet außerhalb des Versorgungsgebietes der WEMAG Netz GmbH 
befindet und sich dort somit keine Anlagen des Unternehmens befin-
den. 
 
Die weiteren Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass im Geltungsbe-
reich der Planung gesetzlich geschützte Festpunkte der amtlichen ge-
odätischen Grundlagennetze des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
vorhanden sind. 
 
Die Anlagen werden nachfolgend geprüft.  
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Festpunkte durch entspre-
chende Vermessungsmarken gekennzeichnet sind und diese gesetz-
lich geschützt sind. 
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Die gesetzlichen Regelungen in Bezug auf Vermessungsmarken wer-
den zur Kenntnis genommen und sind grundsätzlich zu beachten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass Anträge auf Verlegung der 
Festpunkte rechtzeitig vor Baubeginn gestellt werden können. 
 
 
 
Das beigefügte Merkblatt wird zur Kenntnis genommen und im Rah-
men der weiteren Planung beachtet. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der zuständige Landkreis 
wurde im Rahmen der Beteiligung ebenfalls um die Abgabe einer Stel-
lungnahme gebeten. 
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Die Übersichtskarte wird zur Kenntnis genommen. Die Anlagen zu den 
Vermessungspunkten werden nachfolgend geprüft. 
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Der dargestellte Trigonometrische Punkt 3. Ordnung befindet sich au-
ßerhalb des Geltungsbereiches der Planung und wird somit nicht be-
einträchtigt. 
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Der dargestellte Trigonometrische Punkt 3. Ordnung befindet sich au-
ßerhalb des Geltungsbereiches der Planung und wird somit nicht be-
einträchtigt. 
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Der dargestellte Trigonometrische Punkt 3. Ordnung befindet sich au-
ßerhalb des Geltungsbereiches der Planung und wird somit nicht be-
einträchtigt. 
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Der dargestellte Haupthöhenpunkt 1. Ordnung befindet sich innerhalb 
des Plangebietes in einer festgesetzten Grünfläche an der Bundes-
straße B 104. Die Vermessungsmarke wird nachrichtlich in die Pla-
nung aufgenommen. 
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Der dargestellte Haupthöhenpunkt befindet sich außerhalb des Gel-
tungsbereiches der Planung und wird somit nicht beeinträchtigt. 
 

Seite 72 von 186



 

Stellungnahme Behörde/TÖB/Nachbargemeinde/Bürger        Abwägung der Gemeinde Selmsdorf 

 71  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der dargestellte Haupthöhenpunkt befindet sich außerhalb des Gel-
tungsbereiches der Planung und wird somit nicht beeinträchtigt. 
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Der dargestellte Haupthöhenpunkt 1. Ordnung befindet sich innerhalb 
des Plangebietes. Die Vermessungsmarke wird nachrichtlich in die 
Planung aufgenommen.  
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Die dargestellte Vermessungsmarke der Hierarchiestufe D befindet 
sich innerhalb des Plangebietes innerhalb einer festgesetzten Grünflä-
che und sollte daher keine Beeinträchtigungen erfahren. Die Vermes-
sungsmarke wurde bereits nachrichtlich in die Ursprungsplanung auf-
genommen. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass die genannten An-
lagenbetreiber durch die Planung nicht betroffen sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Die Gemeinde Selmsdorf bestätigt, dass der dargestellte Bereich der 
Anfrage entspricht. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass im angefragten 
Bereich keine Anlagen oder zurzeit laufende Planungen der genannten 
Anlagenbetreiber vorhanden sind und somit keine Einwände gegen 
das Vorhaben erhoben werden. 
 
Die Auflage wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Die beigefügte Anlage wird zur Kenntnis genommen. 
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Die beigefügten Bestandpläne werden nachfolgend geprüft. 
 
 
Der Hinweis zur Schutzanweisung wird zur Kenntnis genommen und 
ist grundsätzlich zu beachten. 
 
 
 
Der Hinweise zur Baumaßnahme und Bauausführung wird zur Kennt-
nis genommen. 
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Der beigefügte Lageplan wurde überprüft. Entlang der Bundesstraße 
B 104 sind Leitungen der WEMACOM vorhanden. Ein Teil des Be-
triebsgeländes ist an die vorhandenen Leitungen angeschlossen. 
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Die Stellungnahme wird nachfolgend behandelt: 
 
 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass dem Bebauungs-
plan Nr. 18 aus forstrechtlicher Sicht unter Einhaltung der genannten 
Auflage zugestimmt wird. 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass für den Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes das Forstamt Grevesmühlen zuständig ist. 
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Die Walddefinition wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass in mehreren Bereichen 
des Bebauungsplanes Wald betroffen ist. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Darstellungen im Bebauungsplan 
prinzipiell den bereits getroffenen Absprachen entsprechen. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass im Bebauungsplan Baugrenzen den 
gesetzlichen Waldabstand unterschreiten. Die Gemeinde wird deshalb zum 
Satzungsbeschluss die Baugrenzen an die Waldabstandslinie anpassen und 
den nachfolgend genannten Hinweis in die Planung aufnehmen. Die Gemein-
de weist auf die E-Mail der Forstbehörde vom 02.05.2022 hin, wonach für das 
geplante Multifunktionsgebäude nach einem Vor-Ort-Termin der gesetzliche 
Waldabstand ausnahmsweise unterschritten werden kann. Diese Baugrenze 
wird im Bebauungsplan weiterhin dargestellt. Die E-Mail wird nachfolgend in 
die Abwägung eingestellt. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in die Planung aufgenommen. 
 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass unter Berücksichtigung 
dieser Auflage, das Forstamt dem Bebauungsplan zustimmen kann 
 
Erstaufforstung 
 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass das Forstamt Grevesmüh-
len eine Genehmigung für die Erstaufforstung in Aussicht stellt. 
Die Hinweise zum Antrag auf Erstaufforstung werden zur Kenntnis genom-
men. 
 
Waldumwandlung 
 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass das Forstamt Grevesmüh-
len eine Genehmigung für die Waldumwandlung in Aussicht stellt. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass der Antrag auf Waldumwandlung nach 
Rechtskraft des Bebauungsplanes eingereicht werden kann. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass der Satzung über 
den Bebauungsplan Nr. 18 aus forstrechtlicher Sicht unter Einhaltung 
der Auflage zustimmt. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass im Rahmen des 
geplanten Bauvorhabens zum Multifunktionsgebäude auf dem Gelän-
der der IAG aufgrund der Eigenart des Waldes und den örtlichen Ge-
gebenheiten eine Ausnahme zur Reduzierung des Waldabstandes 
nach § 3 WAbstVO M-V möglich ist. Diese wird im Rahmen des Be-
bauungsplanes Nr. 18 berücksichtigt. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass die Vodafone 
GmbH gegen die Planung keine Einwände geltend macht, dass im 
Planbereich keine Telekommunikationsanlagen des Unternehmens 
vorhanden sind und eine Neuverlegung derzeit nicht geplant ist. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass aufgrund des ört-
lich begrenzten Umfangs der Planung und fehlender Landesrelevanz 
das LPBK M-V als obere Landesbehörde nicht zuständig ist. 
 
Im Rahmen der Beteiligung wurde auch der zuständige Landkreis zur 
Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert. 
 
Der Hinweis, dass in Mecklenburg-Vorpommern Munitionsfunde nicht 
auszuschließen sind, wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die Hinweise zu öffentlich-rechtlichen Vorschriften werden zur Kennt-
nis genommen und sind grundsätzlich zu beachten. 
 
Der Hinweis zum Munitionsbergungsdienst wird zur Kenntnis genom-
men. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt die Hinweise zur Kenntnis. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass die Verkehrser-
schließung des Plangebietes über das vorhandene Straßennetz gesi-
chert ist und die Leistungsfähigkeit des geplanten Knotens durch die 
Firma Logos geprüft und positiv bewerte wurde. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass aus verkehrspolizeilicher Sicht 
keine Bedenken bestehen oder Einwände erhoben werden. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass durch die Planung 
keine Verteidigungsbelange beeinträchtigt werden. Es wird weiterhin 
zur Kenntnis genommen, dass zum Vorhaben seitens der Bundeswehr 
keine Einwände bestehen. 
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Die Stellungnahme wird nachfolgend behandelt: 
 
Zu 1.: Die Gemeinde Selmsdorf nimmt die Forderungen bzgl. der 
Löschwasserversorgung zur Kenntnis. Es wird zur Kenntnis genom-
men, dass für das Gelände Löschwasserentnahmestellen vorzusehen 
sind, die mindestens 96 m³ pro Stunden für einen Zeitraum von zwei 
Stunden liefern. 
Es wird weiterhin zur Kenntnis genommen, dass mindestens ein Hyd-
rant im geplanten SO 9 als Überflurhydrant vorgesehen werden muss, 
um die Löschwasserversorgung zu verbessern. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass Hydranten zu kennzeichnen 
sind. Dies ist grundsätzlich zu beachten. 
 
Zu 2.: Die Forderung der Gemeindefeuerwehr zu objektbezogenen 
Brandschutzkonzepten wird zur Kenntnis genommen und beachtet. 
 
Zu 3.: Der Hinweis zur Betriebsfeuerwehr der Deponie sowie dem vor-
liegenden Löschwasserkonzept wird zur Kenntnis genommen. Aus 
Sicht der Gemeinde wird eine Zusammenarbeit der Gemeindefeuer-
wehr und der Betriebsfeuerwehr begrüßt, Abstimmungen sollten re-
gelmäßig stattfinden. 
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Zu 4.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die reine Fahrbahn-
breite der Planstraße beträgt 6,50 m. 
 
Zu 5.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Er-
schließungsplanung wurden die Kurvenradien ausreichend bemessen, 
sodass die Befahrung für LKW sowie Feuerwehr- und weitere Ret-
tungsfahrzeuge möglich ist. 
 
Zu 6.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und ist im Rahmen 
des Baugenehmigungsverfahrens zu berücksichtigen. 
 
Zu 7.: Der Hinweis zu Straßenzu- und -abfahrten und Hydranten im 
Winter wird zur Kenntnis genommen und ist grundsätzlich zu beach-
ten. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass im Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes Nr. 18 derzeit keine Hydranten im öffentli-
chen Bereich als Löschwasserentnahmemöglichkeit zur Verfügung 
stehen und die Gemeinde daher den Grundschutz nicht absichern 
kann. 
Des Weiteren wird zur Kenntnis genommen, dass sich an der B 104 an 
der Einmündung zum Weg nach Sülsdorf ein Hydrant befindet, der das 
Plangebiet nicht abdecken kann. 
 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass für das geplante Gebiet eine 
ausreichende Löschwasserbereitstellung oder eine Löschwasserent-
nahmestelle entsprechend der aktuellen technischen Vorschriften vor-
zusehen ist. Dies ist grundsätzlich zu beachten. 
 
Die Ausführungen aus der Begründung werden zur Kenntnis genom-
men. Die Gemeinde Selmsdorf weist darauf hin, dass für das geplante 
SO 9 Löschwasserentnahmestellen geplant werden, die die notwendi-
ge Löschwassermenge auch für diesen Bereich gewährleisten. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die gesicherte Löschwasser-
versorgung durch den Fachplanung entsprechend der Festsetzungen 
des Bebauungsplanes nachzuweisen ist. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass seitens der Ge-
meinde Schönberg keine Anregungen oder Hinweise zur Planung vor-
gebracht werden. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt den Hinweis auf die Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung zur Kenntnis. Die Gemeinde 
Selmsdorf ist dem bereits nachgekommen. Es wurden eine standort-
bezogene Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3 Abs. 6 Satz 2 LUVPG 
M-V für die Abgrabungsfläche im Westen (SO 9) sowie eine standort-
bezogene Vorprüfung des Einzelfalls für die Erstaufforstung im Osten 
des Plangebietes gemäß § 5 UVPG i.V. mit Anlage 1 Nr. 17.1.3 erar-
beitet.  
Im Ergebnis wurde festgestellt, dass keine erheblichen und nachteili-
gen Umweltauswirkungen für die zu prüfenden Schutzgüter und 
Schutzgebiete zu erwarten sind. 
 
Die Gemeinde Selmsdorf weist darauf hin, dass die Qualität von Nie-
derschlagswasser und von gereinigtem Abwasser vor Übergabe in die 
jeweilige Vorflut auf Basis von Wasserrechtlichen Erlaubnissen vom 
Anlagenbetreiber überwacht werden muss. Weitere Messpunkte, die 
keine gesetzliche Notwendigkeit besitzen, haben im Rahmen eines 
Bebauungsplanverfahrens keine Relevanz.  
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass Abfälle, die im 
Rahmen von Baumaßnahmen anfallen, grundsätzlich gemäß Kreis-
laufwirtschaftsgesetz und den nach diesem Gesetz erlassenen 
Rechtsverordnungen zu entsorgen sind.  
 
Der Hinweis zu Ersatzbaustoffverordnung wird zur Kenntnis genom-
men und ist grundsätzlich zu beachten. 
 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass seitens der Han-
sestadt Lübeck keine Einwände oder Bedenken vorgetragen werden. 
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Das Inhaltsverzeichnis der eingereichten Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. Die Punkte werden nachfolgend behandelt. 
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Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde 
Selmsdorf weist darauf hin, dass im Rahmen des Bebauungsplanes 
Nr. 18 alle Belange berücksichtigt wurden, die im Rahmen eines Be-
bauungsplanverfahrens für die Gemeinde in zumutbaren Rahmen zu 
berücksichtigen sind. Durch den Bebauungsplan sowie ergänzende 
Gutachten wurden diese Belange geprüft und bewertet. Für den Be-
bauungsplan Nr. 18 wurden u.a. Schalltechnische Untersuchungen, 
ein Verkehrsgutachten, Artenschutzrechtliche Fachbeiträge, Standort-
bezogene Vorprüfungen des Einzelfalls in Bezug auf Abgrabungsflä-
chen und Erstaufforstungsflächen und eine Knotenpunktuntersuchung 
zur Anbindung an die Bundesstraße B 104 erarbeitet. Dies erfolgte in 
enger Abstimmung mit dem zuständigen Landkreis Nordwestmecklen-
burg sowie weiteren Fachbehörden, die auf Grundlage des Bebau-
ungsplanes künftige Anlagen ggf. genehmigen müssen. 
 
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass es sich am Stand-
ort der Deponie um einen durch Gerüche, Stäube, Feinstäube, Abgase 
und Lärm vorbelasteten Standort handelt. Der Bebauungsplan legt 
dies auch dar. Zusätzliche Beeinträchtigungen sind durch den Bebau-
ungsplan im Bereich des SO 9 zu erwarten, diese wurden im Umwelt-
bericht behandelt und bewertet.  
Im Rahmen des Erneuten Entwurfs II aus dem Jahr 2023 wurde der 
Umweltbericht akribisch durch die Gemeinde geprüft und überarbeitet, 
sodass nunmehr alle wesentlichen Belange Berücksichtigung finden. 
 
Die Gemeinde weist den Vorwurf zurück, dass geplante Anlagen nicht 
den genannten Gesetzen entsprechen. Mit dem Bebauungsplan Nr. 18 
wird nicht der Bau von konkreten Anlagen planungsrechtlich vorberei-
tet. Diese sind auf Grundlage des Bebauungsplanes zu beantragen 
und aufgrund der gültigen Gesetze durch die Fachbehörden zu prüfen. 
 
Die Gemeinde weist darauf hin, dass mit dem Bebauungsplan keine 
Anlagen für zulässig erklärt werden, die nicht grundsätzlich durch an-
dere Genehmigungsverfahren ebenfalls möglich wären.  
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Die Gemeinde Selmsdorf reguliert mit dem Bebauungsplan Nr. 18 An-
lagen, die aus Sicht der Gemeinde geeignet sind, Störwirkungen zu 
erzeugen, wie z.B. Windenergieanlagen.  
 
Die Gemeinde weist darauf hin, dass durch den Bebauungsplan keine 
Sonderabfallbehandlungsanlagen planungsrechtlich vorbereitet wer-
den, da dies allein durch einen Bebauungsplan nicht möglich ist. Des 
Weiteren weist die Gemeinde Selmsdorf darauf hin, dass im SO 6 zu-
sätzliche Beeinträchtigungen aufgrund des angrenzenden Biotops 
ausgeschlossen werden, da das SO 7 bereits vollständig genutzt wird 
und der B-Plan somit nur die bereits vorhandenen Anlagen widerspie-
gelt und die Gemeinde in die genehmigten Nutzungen des SO 8 auch 
mit einem Bebauungsplan nicht eingreifen kann. 
Das übergeordnete Ziel des Bebauungsplanes Nr. 18 ist die Schaffung 
eines Gewerbestandortes angrenzend an die Deponie, um Synergien 
mit dem jetzigen Anlagenbetrieb schaffen zu können.  
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Von daher weist die Gemeinde den Vorwurf als unbegründet zurück, 
dass diese Belange nicht im Rahmen der Planung ermittelt und ge-
wichtet wurden. Die Betrachtung des beabsichtigten Sondergebietes 
SO 9 setzt eine grundsätzliche Betrachtung des Deponiestandortes 
voraus. Aufgrund dessen kam die Gemeinde auch zu der Überzeu-
gung, dass die Ansiedlung von Betrieben, die sich auf die Aufbereitung 
und der Weiterbearbeitung von Wertstoffen spezialisieren, an diesem 
vorbelasteten Standort sinnvoll ist. 
 
Die Gemeinde weist darauf hin, dass nicht „so getan“ wird, als könnte 
die Gemeinde keinen Einfluss nehmen. In der Begründung zum Be-
bauungsplan Nr. 18 wird lediglich darauf hingewiesen, dass die Ge-
meinde nicht in genehmigte Anlagen eingreifen kann. Gewiss gäbe es 
durch § 42 Abs. 3 BauGB einen Ermessensspielraum für die Gemein-
de, allerdings kann gemäß § 42 Abs. 1 BauGB der Eigentümer der 
Flächen eine angemessene Entschädigung in Geld verlangen. Unter 
Abwägung aller Aspekte hat sich die Gemeinde dazu entschieden, die 
genehmigten Nutzungen am Standort zu belassen und einen geordne-
ten Weiterbetrieb der Deponie nicht grundsätzlich in Frage zu stellen. 
Jedoch ist allein der Hinweis auf § 42 Abs. 3 BauGB fragwürdig, bein-
haltet doch dessen Anwendung unabsehbare, vor allem finanzielle, 
Folgen für die Gemeinde. 
 
Die Ausführungen zum sog. „Krebsgutachten“ werden zur Kenntnis 
genommen. Mittlerweile gibt es hierzu neue Untersuchungen, die für 
die Gemeinde Selmsdorf keine erhöhten Zahlen von Krebserkrankun-
gen erkennen lassen.  
Die Gemeinde weist darauf hin, dass am 13.07.2023 die Ergebnisse 
über eine Pressemitteilung durch das Ministerium für Soziales, Ge-
sundheit und Sport veröffentlicht wurden. In der „Fortführung der Epi-
demiologischen Studie zur Abklärung des Auftretens von Tumorer-
krankungen bei den Beschäftigten und Anwohnern im Nahbereich der 
Deponie Ihlenberg“ wurde durch das Institut für Community Medicine 
(ICM) der Universitätsmedizin Greifswald nachgewiesen, dass sich die 
Inzidenz von Krebserkrankungen bei den Beschäftigten der IAG nicht 
von der Erkrankungsrate in der Bevölkerung des Landkreises  
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Nordwestmecklenburg unterscheidet. Verglichen mit den ersten Analy-
sen der Beschäftigten in 2006 und 2008 nimmt die Inzidenz weiter ab. 
Auch bei der Untersuchung in der nahen Umgebung zur Deponie (Um-
kreis 0 – 5 km) war die Inzidenz an Krebserkrankungen in der Bevölke-
rung nicht signifikant erhöht. Bei den in der Presse kommunizierten 
Schwankungen der kleinteiligen Erhebungen im nahen Umfeld zur 
Deponie bleibt der Studienleiter Herr Professor Hoffmann bei der Aus-
sage, dass anhand der Daten kein direkter Bezug zur Deponie nach-
vollziehbar sei und Unterschiede von Krebsraten auch bei kleinräumi-
gen Betrachtungen nicht selten sind.  
 
Die Gemeinde weist darauf hin, dass die Ergebnisse der Studie keine 
Auswirkungen auf den Bebauungsplan Nr. 18 haben. Mit der Planung 
wird die Zukunft des Standortes betrachtet, das Ziel ist demnach, ei-
nen zukunftsfähigen Standort für Recyclingtechnologien sowie erneu-
erbare Energien zu schaffen. 
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Die Gemeinde Selmsdorf weist den Vorwurf zurück, dass die Entwick-
lung bei Nichtdurchführung der Planung fehlt. Diese Betrachtung ist 
grundsätzlich im Rahmen des Umweltberichts zu leisten und findet 
sich im Kapitel 4.2 auf Seite 92 des Umweltberichts. 
 
Der Hinweis zum Brandschutz wird zur Kenntnis genommen. Grund-
sätzlich hat die Gemeinde den Grundschutz abzudecken. Dieser wird 
im Rahmen des Bebauungsplanes mit 96 m³ pro Stunde für den Zeit-
raum von zwei Stunden beziffert und muss grundsätzlich gewährleistet 
werden. Darüber hinaus müssen Unternehmen, die sich im SO 9 an-
siedeln im Rahmen des Bauantragsverfahrens nachweisen, dass sie 
den notwendigen Brandschutz leisten können. Dies wird in die Be-
gründung der Planung aufgenommen, ist aber grundsätzlich privat 
vorzuhalten. Gleiches gilt für den Betrieb der vorhandenen Deponie, 
die über ein Brandschutzkonzept sowie die notwendigen Löschmittel 
verfügt. Ausführungen hierzu werden in die Begründung aufgenom-
men. 
 
Der Hinweis auf eine Schienenanbindung bei Errichtung eines Gewer-
be-/Industriegebietes wird zur Kenntnis genommen. Da die Gemeinde 
Selmsdorf über keine Anbindung an das Schienennetz der Deutschen 
Bahn verfügt, sind auch das Gelände der Deponie sowie das geplante 
Gewerbegebiet dadurch nicht zu erschließen. Die Gemeinde Selms-
dorf erkennt grundsätzlich an, dass eine Schienenanbindung ein wich-
tiger Entscheidungspunkt für die Ansiedlung von Gewerbebetrieben 
sein kann. Grundsätzlich müssen jedoch auch weitere Standortfakto-
ren abgewogen werden. Mit der vorliegenden Planung kann sich die 
Gemeinde Selmsdorf durch die künftige Nachnutzung des Deponie-
körpers durchaus klimafreundlich aufstellen. Es wird eine nachhaltige 
Energieversorgung vorangetrieben. 
 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass die Planung aus Sicht des 
Einwenders inakzeptabel ist, hält jedoch aufgrund der bereits genann-
ten Gründe an der Planung fest. 
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Zu Begründung: 
Die Ausführungen zu den Planungsinhalten und Zielen werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
Die Auflistung der generell unzulässigen Nutzungen wird zur Kenntnis 
genommen. Die Gemeinde weist die Vorwürfe zurück, dass die beab-
sichtigte Wirkung mit den unzulässigen Nutzungen nicht erreicht wird. 
Eine weitere Präzisierung ist nicht notwendig und würde selbst emissi-
onsarme Recyclingverfahren verbieten. 
 
 
 
 

Zu 1.: Die Gemeinde nimmt die Ausführungen zur Kenntnis. Das SO 9 
dient der Errichtung und dem Betrieb von Gewerbebetrieben und zwar 
überwiegend solcher Betriebe, die sich mit der Aufbereitung und der 
Weiterbearbeitung von Wertstoffen beschäftigen. Zulässig sind Betrie-
be, die Verwertung und Recycling im Sinne des Kreislaufwirtschafts-
gesetzes (KrWG) betreiben.  
Die Gemeinde weist den Vorwurf entschieden zurück, dass die zuläs-
sigen Nutzungen unbestimmt und diffus seien. Der oben genannte 
Satz, der festsetzt, welche Betriebe zulässig sind, ist klar und deutlich 
formuliert. Zudem werden beispielhaft zulässige Nutzungen genannt. 
Ebenso werden unzulässige Nutzungen in der Festsetzung zum SO 9 
aufgezählt. 
Die Gemeinde nimmt die Hinweise zu Sonderabfällen zur Kenntnis. 
Ziel der Gemeinde ist es, dass keine Sonderabfälle behandelt werden 
dürfen. Ein genereller Ausschluss von Sonderabfällen, wie es der Ein-
wender fordert, ist jedoch technisch gar nicht möglich oder sinnvoll. In 
jedem Büro fällt z.B. durch die Nutzung von Batterien Sondermüll an. 
Ein grundsätzlicher Ausschluss ist daher nicht zielführend und daher 
auch nicht Ziel der Gemeinde Selmsdorf. 
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Die genannten Beispiele werden zur Kenntnis genommen. Die Ge-
meinde weist erneut darauf hin, dass durch den Bebauungsplan keine 
Sonderabfallbehandlungsanlagen planungsrechtlich vorbereitet wer-
den, da dies allein durch einen Bebauungsplan nicht möglich ist. Im 
Rahmen von Baugenehmigungsverfahren sind Anlagen im Einzelfall 
auf Grundlage der geltenden Gesetze zu prüfen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Gemeinde Selmsdorf möchte und kann nicht das Vorhandensein 
von (Sonder-)Abfällen im SO 9 verhindern. Als Sondermüll gelten z.B. 
auch Batterien, eine Verhinderung von Sondermüll würde lediglich 
dazu führen, dass jegliche Art von Gewerbebetrieb ausgeschlossen 
wäre, inklusive Büros. 
 
Zudem weist die Gemeinde darauf hin, dass dies durch einen Bebau-
ungsplan in keiner Weise untersucht werden kann, da der Bebauungs-
plan kein Baurecht für genehmigungsbedürftige Anlagen auf Grundla-
ge von anderen Gesetzen schafft. Alle genannten Anlagen sind eben-
falls nach anderen Gesetzen zu bewerten, zu prüfen und ggf. geneh-
migen zu lassen. Der Bebauungsplan Nr. 18 schafft einen planungs-
rechtlichen Rahmen, mit dem die Gemeinde Selmsdorf den Standort 
im Ganzen sichern will, jedoch die im Plan genannten Einschränkun-
gen vornimmt. 
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Die Gemeinde Selmsdorf weist den Vorwurf, dass die beschriebenen 
Umweltauswirkungen unvollständig und mangelhaft sind, entschieden 
zurück. Im Rahmen des Bebauungsplanes wurden alle Belange be-
rücksichtigt, die für die Planung relevant sind. Hierbei können lediglich 
die Punkte geprüft werden, die dem Bebauungsplanverfahren zugäng-
lich sind. Der Bebauungsplan schafft kein Baurecht für genehmigungs-
bedürftige Anlagen auf Grundlage von anderen Gesetzen. Dazu ist ein 
Bebauungsplan grundsätzlich nicht in der Lage. Genehmigungsbedürf-
tige Anlagen sind gesondert zu beantragen. Die Umweltauswirkungen 
einer konkreten Anlage sind dann in einem dem Bebauungsplan nach-
gelagerten Verfahren zu untersuchen. 
 
Die Gemeinde weist daher ebenfalls den Vorwurf zurück, dass eine 
Verlagerung in die weiteren Genehmigungsverfahren unzulässig sei. 
Der Bebauungsplan kann nur das prüfen, was er unmittelbar ermög-
licht. Die Gemeinde hat in der Begründung ausführlich dargelegt, dass 
das übergeordnete Ziel der Planung die Schaffung des SO 9 als Ge-
werbestandort ist. Die Auswirkungen dessen werden im Umweltbericht 
abschließend betrachtet und bewertet. 
 
Die Gemeinde weist darauf hin, dass sie grundsätzlich nur verpflichtet 
ist, den Grundschutz abzusichern. Der Grundschutz für ein Gewerbe-
gebiet beträgt 96 m³ Wasser pro Stunde für den Zeitraum von zwei 
Stunden. Mehr muss die Gemeinde selbst nicht leisten können. Richtig 
ist natürlich, dass für den Bereich der Deponie, ebenso für ggf. neue 
Betriebe im SO 9, weitere Löschmittel notwendig werden und vorhan-
den sein müssen. Hierfür sind allein die Unternehmen zuständig. Die 
Deponie verfügt zudem über ein Brandschutzkonzept sowie eine eige-
ne Betriebsfeuerwehr. Abstimmungen mit der Freiwilligen Feuerwehr 
der Gemeinde Selmsdorf sind zwangsläufig zu führen, daher wird die 
Freiwillige Feuerwehr auch immer in TÖB-Verfahren beteiligt. 
Die Gemeinde wird deshalb Ausführungen zu weiteren Löschmitteln in 
die Begründung aufnehmen und dies klar als Aufgabe der Unterneh-
men kennzeichnen. 
 
 

Seite 107 von 186



 

Stellungnahme Behörde/TÖB/Nachbargemeinde/Bürger      Abwägung der Gemeinde Selmsdorf 

 10 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die beigefügte Anlage wird unterdessen zur Kenntnis genommen. Al-
lein der Umstand, dass es auf Deponien zu Bränden kommen kann, ist 
kein Grund jegliche Anlagen grundsätzlich auszuschließen. 
 
Die Gemeinde weist des Weiteren darauf hin, dass die Höhe der zu-
lässigen Schornsteinanlagen nicht aufgrund von konkret geplanten 
Anlagen ausgewählt wurde, da es sich um einen Angebotsbebauungs-
plan handelt. Die Gemeinde ist jedoch bestrebt einen Bebauungsplan 
zu beschließen, der am gewählten Standort zukunftsfähige Entwick-
lungen zulässt.  
 
Der Vorwurf, dass die Gemeinde ihren Einwohnern und Einwohnerin-
nen etwas vorenthält wird somit erneut deutlich zurückgewiesen.  
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die textlichen 
Festsetzungen regeln die zulässigen Nutzungen innerhalb des Bebau-
ungsplanes Nr. 18. Die Gemeinde hat sich mit diesen umfassend aus-
einandergesetzt und verfolgt die Zielstellung des Bebauungsplanes 
weiterhin. 
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Zu 2.: Wie bereits beschrieben, ist das übergeordnete Ziel der Planung 
die Schaffung des SO 9 als Gewerbestandort.  
Das vorhandene Gelände der Deponie wird überplant und die vorhan-
denen Nutzungen, soweit rechtlich zugänglich, planungsrechtlich gesi-
chert. Der Bebauungsplan selbst kann jedoch kein Baurecht für ge-
nehmigungsbedürftige Anlagen auf Grundlage von anderen Gesetzen 
schaffen. Alle Anlagen, die künftig auf Grundlage des Bebauungspla-
nes im Bereich der Deponie geschaffen werden, hätten aus Sicht der 
Gemeinde auch ohne den Bebauungsplan beantragt werden können. 
Anlagen die über die Festsetzungen des Bebauungsplanes hinausge-
hen, sind künftig auch nicht durch andere Genehmigungsverfahren 
umsetzbar. 
Die Gemeinde weist darauf hin, dass alle zusätzlichen Versiegelungen 
im Geltungsbereich des Bebauungsplanes im Rahmen der Eingriffs-
/Ausgleichsbilanzierung berücksichtigt wurden. 
Die Gemeinde weist erneut darauf hin, dass im Rahmen dieses Ange-
botsbebauungsplanes alle Belange ausreichend berücksichtigt wur-
den. Eine Worst-Case-Betrachtung, wie sie der Einwender fordert, 
kann auf Grundlage des Bebauungsplanes Nr. 18 nicht erfolgen, da 
der Bebauungsplan kein Baurecht für genehmigungsbedürftige Anla-
gen auf Grundlage von anderen Gesetzen schafft. Im Rahmen von 
Baugenehmigungsverfahren sind Anlagen im Einzelfall auf Grundlage 
der geltenden Gesetze zu prüfen. 
 
Zu 3.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Ge-
meinde weist darauf hin, dass der Einwender hier bewusst ausschließ-
lich auf die einzige aus seiner Sicht negative zulässige Nutzung ein-
geht. Das SO 3 „Zwischenlagerung von Baustoffen und Ersatzbaustof-
fen“ dient nämlich hauptsächlich der temporären Zwischenlagerung, 
derzeit von Böden. Der Nutzungskatalog für das SO 3 umfasst daher 
überwiegend Lagerflächen oder Lagergebäude. 
Die Gemeinde weist weiterhin darauf hin, dass die vom Einwender 
genannten Siebanlagen bereits im Bestand vorhanden und genehmigt 
sind. Es handelt sich dabei um mobile Anlagen, die im SO 3 Böden 
bearbeiten. 
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Aus diesem Grund ist die Gemeinde der Ansicht, dass keine über die 
bereits betrachteten Umweltbelange hinausgehenden Belange zu be-
rücksichtigen sind. Im Rahmen des Umweltberichts wurden alle Belan-
ge geprüft und bewertet. 
 
Die vom Einwender genannte Neuversiegelung bezieht Flächen ein, 
die bereits heute durch temporäre Ablagerungen genutzt werden. Die-
se wurden in den bisherigen Berechnungen noch nicht berücksichtigt. 
Da es sich auch bei der temporären Ablagerung von Böden um eine 
Versiegelung im weiteren Sinne handelt, wurden die Flächen im Er-
neuten Entwurf II entsprechend berücksichtigt. 
 
Zu 4.: Die Aufzählung der zulässigen Anlagen im Bereich des SO 4 
wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die mögliche Neuversiegelung wurde im Rahmen der Eingriffs-
/Ausgleichsbilanzierung berücksichtigt. 
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Zu 5.: Die Auflistung der zulässigen Anlagen im Bereich des SO 6 wird 
zur Kenntnis genommen. 
Die Gemeinde Selmsdorf weist darauf hin, dass gemäß des Umweltbe-
richtes die Nutzungen des SO 6 aufgrund von Artenschutzmaßnahmen 
nahezu auf den Bestand eingeschränkt werden. 
 
 
 
 
Zu 6.: Im Rahmen des Bebauungsplanes werden im SO 7 die geneh-
migten Bestandsanlagen planungsrechtlich gesichert. Die Festsetzun-
gen orientieren sich daher am Bestand. Ein Ausbau der Anlagen wird 
seitens des Einwenders lediglich vermutet, geplant ist dies jedoch 
nicht. 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 7.: Die Gemeinde verweist auf die Bebauungsplanunterlagen, die 
Auskunft über die Grenzen des SO 8 geben. Eine Untergliederung der 
Deponieabschnitte ist im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens nicht 
notwendig. 
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Die Gemeinde nimmt die Abbildung 1 des Einwenders zur Kenntnis, 
weist jedoch darauf hin, dass diese dem Entwurf aus dem Jahr 2018 
entspricht. Seither wurden Anpassungen der Planung vorgenommen. 
Der Erneute Entwurf II lag 2023 aus und stellt den aktuellen Stand der 
Planung dar. Die Gemeinde Selmsdorf weist den Einwender freundlich 
darauf hin, dass im Rahmen der Abwägung kein veralteter Planungs-
stand berücksichtigt werden kann. 
 

Seite 112 von 186



 

Stellungnahme Behörde/TÖB/Nachbargemeinde/Bürger      Abwägung der Gemeinde Selmsdorf 

 15 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Ausführungen zur Genehmigungslage des Deponiebetriebes wer-
den zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde weist erneut darauf hin, 
dass kein inhaltlicher Zusammenhang zwischen der vorgelegten Bau-
leitplanung und den Diskussionen über die Genehmigungslage exis-
tiert. Der Bebauungsplan Nr. 18 eröffnet keine Möglichkeit, in den De-
poniebetrieb einzugreifen. Dies entspricht auch nicht der gemeindli-
chen Intention. 
Die Ausführungen des Einwenders werden daher zur Kenntnis ge-
nommen, berühren jedoch keine inhaltlichen Aspekte der vorgelegten 
Planung. 
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Die weiteren Ausführungen des Einwenders werden zur Kenntnis ge-
nommen, berühren jedoch keine inhaltlichen Aspekte der vorgelegten 
Planung. 
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Die weiteren Ausführungen des Einwenders werden zur Kenntnis ge-
nommen, berühren jedoch keine inhaltlichen Aspekte der vorgelegten 
Planung. 
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Die weiteren Ausführungen des Einwenders werden zur Kenntnis ge-
nommen, berühren jedoch keine inhaltlichen Aspekte der vorgelegten 
Planung. 
 
 

Seite 116 von 186



 

Stellungnahme Behörde/TÖB/Nachbargemeinde/Bürger      Abwägung der Gemeinde Selmsdorf 

 19 

 

 
 
 
 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde 
weist darauf hin, dass die Aussagen in der Begründung den tatsächli-
chen Gegebenheiten sowie der derzeitigen Genehmigungslage ent-
sprechen. Bei den Flächen, auf die der Einwender hinweist, handelt es 
sich um Flächen für die die Errichtung einer Deponie bereits geneh-
migt ist. Diese Flächen unterliegen bereits zum Teil einer Vorbelastung 
durch Emissionen (Lärm, Abgase, Licht, Bewegung) und der zer-
schneidenden Wirkung der Ringstraße und der Einzäunung. Auf Ebe-
ne der verbindlichen Bauleitplanung ergeben sich somit keine weiteren 
Belange, die im Rahmen des Bebauungsplanes zu untersuchen wä-
ren. 
 
Im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag wurden zum Erneuten Ent-
wurf II alle Belange geprüft, die auf Grundlage des Bundesnatur-
schutzgesetzes zu berücksichtigen sind. Im Ergebnis konnte festge-
stellt werden, dass unter Berücksichtigung der getroffenen Festset-
zungen, keine Verbotstatbestände zu erwarten sind. 
 
 

Die beigefügte Abbildung wird zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde 
weist auf den Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag aus dem Jahr 2023 
hin. Der Horststandort hat sich seit den ersten Untersuchungen im 
Jahr 2014 verlagert. Der Adlerhorst befindet sich nunmehr im südlich 
des SO 6 gelegenen Wald. Zum Schutz des Horstes wurden neue 
Nutzungen im SO ausgeschlossen. 
Die Gemeinde weist erneut darauf hin, dass die aktuellsten Unterlagen 
als Grundlage dieser Abwägung zu berücksichtigen sind. 
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Die Gemeinde weist darauf hin, dass im Teil B der Planunterlagen die 
Errichtung von Silos mit einer maximalen Firsthöhe von 20,0 m zuläs-
sig sind. Hiermit werden bestehende Silos berücksichtigt, mit der eine 
staubarme Entladung von Abfällen ermöglich werden. 
 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass eine Konditionierung und 
Stabilisierung von Abfällen nicht nur für Sonderabfälle erfolgen kann.  
 
Die Gemeinde erwidert, dass das Untersuchungsgebiet für den vorlie-
genden Bebauungsplan ausreichend groß gewählt worden ist und die 
benachbarten Gemeinden ordnungsgemäß im TÖB-Verfahren beteiligt 
wurden. 
 
Die Gemeinde nimmt die Ausführungen zur Kenntnis. 
 
Zu 8.: Die Gemeinde nimmt die Ausführungen zur Kenntnis. Innerhalb 
von Gewerbegebieten ist es weithin üblich, die abweichende Bauweise 
mit Gebäudelängen über 50 Metern festzusetzen, dies ermöglicht den 
Bau von Gewerbehallen. Eine Beschränkung der Länge auf 70 m im 
SO 9 stellt bereits eine Einschränkung dar. Die Gemeinde verweist auf 
den Bebauungsplan Nr. 9 in dem diesbezüglich keine Beschränkungen 
bestehen, da nur so eine Ansiedlung von Gewerbebetrieben nach heu-
tigen Standards möglich und sinnvoll ist. Zudem weist die Gemeinde 
darauf hin, dass im SO 7 eine Länge von 90 m zulässig ist, da dies 
dem aktuellen Bestand entspricht. Eine weitere Einschränkung ist des-
halb planungsrechtlich nicht sinnvoll. Das SO 7 ist vollständig bebaut. 
Die getroffenen Festsetzungen beziehen sich auf den Bestand, den die 
Gemeinde so sichern will. Auch in den weiteren Baugebieten sind kei-
ne unverhältnismäßigen Gebäudegrößen festgesetzt. 
Die geforderte Beschränkung der Gebäudemaße wäre aus Sicht der 
Gemeinde daher grob fahrlässig und würde die Entwicklung von Ge-
werbeflächen behindern. Der Bebauungsplan setzt für das SO 9 eine 
GRZ von 0,8 fest. Entsprechend wurde der Eingriff berechnet, unab-
hängig davon, ob die Versiegelung durch Gebäude oder Außenflächen 
entsteht. Die Umweltfolgen können somit auch in einem Angebots-
Bebauungsplan bewertet werden. 
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Zu 9.: Die Gemeinde weist darauf hin, dass im Umweltbericht auf Seite 
92 unter Punkt 4.2 die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nicht-
durchführung der Planung prognostiziert wurde. Der Vorwurf, dies wä-
re in der Planung nicht berücksichtigt worden, ist somit falsch. 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Ein Zeitungsinter-
view aus dem Jahr 2012 ist jedoch nicht geeignet, die grundsätzliche 
Entwicklung der Deponie hervorzusehen.  
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt die Ausführungen zur Kenntnis. Die 
Gemeinde erwidert, dass die Aussage bezüglich eines Betriebsendes 
seitens des Einwenders nicht der Wahrheit entspricht und zum Betrieb 
der Deponie eine langfristige Deponienachsorge gehört, sodass die 
Flächen weiterhin einer Nutzung unterliegen und somit Synergien mit 
dem SO 9 auch nach Beendigung der Ablagerungsphase bestehen 
bleiben. 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen und wurden im 
Rahmen des Umweltberichts berücksichtigt. 
 
Die Gemeinde weist darauf hin, dass auch ohne den Bebauungsplan 
Nr. 18 genehmigte Nutzungen am Standort vorhanden wären und wei-
tere Nutzungen aufgrund anderweitiger Gesetze denkbar wären. Mit 
dem Bebauungsplan wird kein Baurecht für genehmigungsbedürfte 
Anlagen nach anderen Gesetzen geschaffen. Die Berücksichtigung der 
Umweltbelange ist somit auf Ebene des Bebauungsplanes in ausrei-
chendem Maße erfolgt. 
 
Der Vorwurf wird scharf zurückgewiesen. Im Umweltbericht auf Seite 
92 unter Punkt 4.2 wurde die Entwicklung des Umweltzustandes bei 
Nichtdurchführung der Planung prognostiziert- 
 
Zu 10.: Die Bewertung der Fällung der Alleebäume obliegt der unteren 
Naturschutzbehörde des Landkreises Nordwestmecklenburg. Die Ge-
meinde hat in einer Variantenuntersuchung vier verschiedene Varian-
ten der Verkehrsanbindung an die Bundesstraße untersucht und hat  
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sich für die Varianten entschieden, die den geringsten Eingriff in die 
Allee bedeutet und dennoch eine verkehrstechnisch genehmigungsfä-
hige Anbindung gewährleistet. Mit Schreiben vom 26.10.2023 hat die 
untere Naturschutzbehörde die Fällung der Alleebäume genehmigt. 
 

Zu 11.: Der Antrag des Einwenders wird durch die Gemeinde zurück-
gewiesen. Gemäß Verkehrsgutachten (Logos Ingenieur- und Pla-
nungsgesellschaft mbH, 2017, Seite 10) ergibt sich die Prognose fol-
gendermaßen: 
 

 
 
Die Zahlen ergeben sich somit generell aus den prognostizierten 
wachsenden Verkehrszahlen bis 2030 und nicht durch die Anlagen 
innerhalb des Bebauungsplanes Nr. 18.  
 
Eine Unvollständigkeit der Unterlagen wird deshalb entschieden zu-
rückgewiesen. 
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Zu 12.: Die Gemeinde Selmsdorf weist darauf hin, dass die Festlegung 
von Emissionskontingenten von 51 dB nachts ungleich der Dezibel-
werte an den Immissionsorten ist. Die Im Rahmen der Schalltechni-
schen Untersuchung sowie ihren Ergänzungen vorgeschlagenen 
Emissionskontingente sind geeignet gesunde Wohn- und Arbeitsver-
hältnisse zu gewährleisten. Im Zuge des Erneuten Entwurfs II wurden 
zudem die umliegenden Windenergieanlagen in die Betrachtung ein-
bezogen. Die Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass aufgrund 
der festgesetzten Emissionskontingente innerhalb des SO 9 keine Be-
einträchtigungen zu erwarten sind.  
 
An der nächstgelegenen Wohnbebauung sind im Nachtzeitraum 10 dB 
weniger zu erwarten als an Wohngebäuden zulässig wäre. Gemäß der 
TA Lärm werden die Emissionen des SO 9 somit unerheblich für die 
weitere Betrachtung. Am Tage werden an der nächstgelegenen 
Wohnbebauung lediglich 40 dB(A) erreicht, was 15 dB geringer als der 
zulässige Wert sind. 
Auch unter Berücksichtigung der Windenergieanlagen können alle 
Werte eingehalten werden. 
Die Gemeinde weist zudem darauf hin, dass seitens der unteren Im-
missionsschutzbehörde des Landkreises Nordwestmecklenburg zum 
Erneuten Entwurf II keine gegenteilige Stellungnahme abgegeben 
wurde. Die Gemeinde Selmsdorf geht deshalb davon aus, dass alle 
Belange berücksichtigt wurden, die im Rahmen des Bebauungsplanes 
abgeprüft werden können. 
 
Die Gemeinde weist erneut darauf hin, dass die Grundlage dieser Ab-
wägung der Erneute Entwurf II aus dem Jahr 2023 bildet. Der Einwen-
der bezieht sich jedoch regelmäßig auf frühere Planunterlagen. Aus 
Sicht der Gemeinde ist eine Vermischung der unterschiedlichen Plan-
stände nicht zielführend. 
 
Zu Fazit:  
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass aus Sicht des Ein-
wenders die Ermittlung der abwägungsrelevanten Belange mangelhaft  
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ist, da hauptsächlich die Auswirkungen durch die Planung des SO 9 
ermittelt wurden. Die Gemeinde weist diesen Vorwurf entschieden zu-
rück. Der Bebauungsplan Nr. 18 schafft im Bereich des SO 9 Baurecht 
auf bisher überwiegend ungenutzten Flächen. Die weiteren Bereiche 
sind Bestandteile des aktiven Deponiebetriebes und werden im Rah-
men der Planung teils nachrichtlich übernommen und teils werden 
Handlungsrahmen für den Deponiebetrieb aufgezogen. Die Gemeinde 
schließt ungewollte Nutzungen am Standort aus, kann jedoch nicht in 
bereits genehmigte Nutzungen eingreifen. 
Auf dieser Grundlage wurden im Umweltbericht überwiegend die ge-
planten Nutzungen des SO 9 beschrieben und bewertet, da im weite-
ren Geltungsbereich bereits Nutzungen vorhanden sind. Im Rahmen 
der Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung wurde zudem der gesamte Gel-
tungsbereich berücksichtigt, sodass Nutzungen im Sinne von Biotop-
beseitigungen oder Flächenversiegelungen, die über den Bestand hin-
aus gehen, aber durch die festgesetzte GRZ möglich wären, berück-
sichtigt wurden. Die Gemeinde weist den Einwender zudem daraufhin, 
dass es sich um einen vorbelasteten Standort handelt. Alle künftigen 
Nutzungen sind ausschließlich innerhalb des Geländes der IAG zuläs-
sig und die Gemeinde ist davon überzeugt, dass die mit dem Bebau-
ungsplan zulässigen Nutzungen in den SO 1 bis SO 8 auch ohne den 
Bebauungsplan durch andere Plan- und Genehmigungsverfahren 
durchführbar wären. 
 
Der Umweltbericht prüft die Möglichkeiten, die im Rahmen des Bebau-
ungsplanes vorgesehen werden ausreichend. Eine Prüfung von kon-
kreten Anlagen ist ausschließlich im Baugenehmigungsverfahren bzw. 
in ggf. notwendigen BImSch-Verfahren möglich. Da es sich um einen 
Angebotsbebauungsplan handelt, kann eine derartige Untersu-
chungstiefe nicht durch die Gemeinde erfolgen. 
 
Gefährdungsabschätzungen für emittierende Abfallbetriebe sind nicht 
Gegenstand einer Bauleitplanung. Grundlagen des Bebauungsplanes 
sind das Baugesetzbuch, die Landesbauordnung Mecklenburg- 
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Vorpommern sowie alle einschlägigen Bau- und Planungsgesetze. Die 
Gemeinde hat sich in einer für sie zumutbaren Intensität mit der Pla-
nung auseinandergesetzt. Die vom Einwender geforderten Inhalte ge-
hören nicht zu der von einer Gemeinde zu fordernden inhaltlichen 
Auseinandersetzung. Die Beachtung dieser Inhalte ist auf der Ebene 
der Baugenehmigung im Einzelfall zu gewährleisten. 
 
Wie bereits beschrieben, wird im Bebauungsplan die gemeindliche 
Löschwasserversorgungspflicht betrachtet. Für den Bereich der Depo-
nie liegt ein Brandschutzkonzept vor. Für künftige Betriebe im SO 9 
wird dies im Rahmen von Bauanträgen ebenfalls verlangt. Die Ge-
meinde ist nicht dazu verpflichtet den Brandschutz, der über den 
Grundschutz hinausgeht, zu gewährleisten. Dies ist Aufgabe der Un-
ternehmen.  
 
Bezüglich des Vorwurfes, die Unterlagen des Bebauungsplanes Nr. 18 
seien unvollständig, verweist die Gemeinde auf die Ausführungen zum 
Punkt Fazit auf Seite 23 und 24 oben. 
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Die Notwendigkeit eines Raumordnungsverfahrens liegt in der Beurtei-
lungskompetenz der für die Raumordnung und Landesplanung zu-
ständige Stelle. Offensichtlich teilt diese Stelle die Auffassung der Ge-
meinde, dass mit dem Bebauungsplan Nr. 18 keine raumbedeutsamen 
Entwicklungen vorgenommen werden. Daher ist nach Auffassung der 
Gemeinde die Durchführung eines Raumordnungsverfahrens nicht 
geboten. 
 
Der Hinweis auf die Festsetzung von Sondergebieten wird zur Kennt-
nis genommen. In Abstimmung mit dem Landkreis Nordwestmecklen-
burg wurde die Festsetzung von Sonstigen Sondergebieten als geeig-
net angesehen, um die Flächen im Geltungsbereich des Bebauungs-
planes zu überplanen. 
 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass das Verkehrsgutachten zum 
Erneuten Entwurf II der Planung ohne Anlagen ausgelegen haben soll. 
Im Verkehrsgutachten werden diese jedoch verbal beschrieben, wes-
halb das Gutachten insgesamt zur Beurteilung der relevanten Belange 
geeignet ist. 
 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass die Planung seitens des Ein-
wenders vollumfänglich abgelehnt wird. Die Gemeinde Selmsdorf hält 
aufgrund der in der Planung sowie der in der Abwägung genannten 
Gründe an der Planung fest. 
 
Die Anlage des Einwenders wird von der Gemeinde Selmsdorf zur 
Kenntnis genommen.  
Allein der Umstand, dass es auf Deponien zu Bränden kommen kann, 
ist kein Grund jegliche Anlagen grundsätzlich auszuschließen. 
Die Gemeinde ist dazu verpflichtet den Grundschutz abzusichern. Dies 
wird über verschiedene Möglichkeiten sichergestellt. Die weitere Absi-
cherung obliegt den Unternehmen. Diese haben in betriebs- und anla-
genbezogenen Konzepten den Brandschutz zu gewährleisten und ent-
sprechende Löschmittel vorzuhalten. Für die Bereiche SO 1 bis SO 8 
liegen die entsprechenden Konzepte ordnungsgemäß vor.  
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Für die geplanten Gewerbeflächen im SO 9 ist dies ebenfalls im Bau-
genehmigungsverfahren nachzuweisen. 
Die weiteren Ausführungen werden deshalb zur Kenntnis genommen. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass das Verfahren aus 
Sicht des Einwenders durchweg abzulehnen ist. Die Gemeinde 
Selmsdorf ist der Ansicht, dass der Bebauungsplan der Steuerung der 
möglichen Nutzungen und damit der planungsrechtlichen Verhinde-
rung von Nutzungen dient, die das Wohnen und die Umwelt signifikant 
stören. 
 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass die Planung der touristischen 
Nutzung der Gemeinde widerspricht. Grundsätzlich kann der Gemein-
de eine gewisse touristische Bedeutung aufgrund der Lage an der 
Küste zugeordnet werden. Überwiegend können dem Hauptort Selms-
dorf jedoch Wohn- und gewerbliche Nutzungen zugeschrieben werden. 
Zudem befindet sich die Deponie im Süden der Gemeinde Selmsdorf 
und somit weitestgehend entfernt von den küstennahen Bereichen. 
Eine Beeinträchtigung der äußerst geringen touristischen Nutzung 
kann die Gemeinde daher nicht erkennen. 
 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass der Palinger Bach stark 
schadstoffbelastet sein soll. Aus technischer Sicht gehört der Palinger 
Bach jedoch nicht zum Einzugsgebiet der Flächen des Bebauungspla-
nes. Das anfallende Oberflächenwasser wird zudem nach der Reini-
gung in den Selmsdorfer Graben eingeleitet. Die Gemeinde Selmsdorf 
weist zudem darauf hin, dass die Qualität von Niederschlagswasser 
und von gereinigtem Abwasser vor Übergabe in die jeweilige Vorflut 
auf Basis von Wasserrechtlichen Erlaubnissen vom Anlagenbetreiber 
überwacht werden muss. Die Überprüfung erfolgt durch die untere 
Wasserbehörde des Landkreises Nordwestmecklenburg. 
 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass sich durch den Betrieb der 
vorhandenen Anlagen bereits Umweltauswirkungen ergeben. Diese 
wurden im Bebauungsplan als Vorbelastungen beschrieben. Durch 
den Bebauungsplan werden in diesem Bereich keine Anlagen für zu-
lässig erklärt, die nicht grundsätzlich durch andere Genehmigungsver-
fahren möglich wären. Die Gemeinde Selmsdorf reguliert mit dem Be-
bauungsplan Nr. 18 Anlagen, die aus Sicht der Gemeinde geeignet 
sind, Störwirkungen zu erzeugen, wie z.B. Windenergieanlagen. 
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Die Ausführungen zum sog. „Krebsgutachten“ werden zur Kenntnis 
genommen. Mittlerweile gibt es hierzu neue Untersuchungen, die für 
die Gemeinde Selmsdorf keine erhöhten Zahlen von Krebserkrankun-
gen erkennen lassen.  
Die Gemeinde weist darauf hin, dass am 13.07.2023 die Ergebnisse 
über eine Pressemitteilung durch das Ministerium für Soziales, Ge-
sundheit und Sport veröffentlicht wurden. In der „Fortführung der Epi-
demiologischen Studie zur Abklärung des Auftretens von Tumorer-
krankungen bei den Beschäftigten und Anwohnern im Nahbereich der 
Deponie Ihlenberg“ wurde durch das Institut für Community Medicine 
(ICM) der Universitätsmedizin Greifswald nachgewiesen, dass sich die 
Inzidenz von Krebserkrankungen bei den Beschäftigten der IAG nicht 
von der Erkrankungsrate in der Bevölkerung des Landkreises Nord-
westmecklenburg unterscheidet. Verglichen mit den ersten Analysen 
der Beschäftigten in 2006 und 2008 nimmt die Inzidenz weiter ab. 
Auch bei der Untersuchung in der nahen Umgebung zur Deponie (Um-
kreis 0 – 5 km) war die Inzidenz an Krebserkrankungen in der Bevölke-
rung nicht signifikant erhöht. Bei den in der Presse kommunizierten 
Schwankungen der kleinteiligen Erhebungen im nahen Umfeld zur 
Deponie bleibt der Studienleiter Herr Professor Hoffmann bei der Aus-
sage, dass anhand der Daten kein direkter Bezug zur Deponie nach-
vollziehbar sei und Unterschiede von Krebsraten auch bei kleinräumi-
gen Betrachtungen nicht selten sind.  
 
Die Gemeinde weist darauf hin, dass die Ergebnisse der Studie keine 
Auswirkungen auf den Bebauungsplan Nr. 18 haben. Mit der Planung 
wird die Zukunft des Standortes betrachtet, das Ziel ist demnach, ei-
nen zukunftsfähigen Standort für Recyclingtechnologien sowie erneu-
erbare Energien zu schaffen. 
Genehmigungsrechtliche Fragen der Deponie waren zu keinem Zeit-
punkt Gegenstand des Bebauungsplanes. Hinsichtlich der Schließung 
der Deponie besteht offensichtlich ein Missverständnis. Die Entwick-
lung des „Gewerbegebietes am Kirchenholz“ dient der Errichtung und 
dem Betrieb von Gewerbebetrieben und zwar überwiegend solcher 
Betriebe, die sich mit der Aufbereitung und der Weiterbearbeitung von 
Wertstoffen beschäftigen. In Kooperation mit dem aktuellen Deponie-
betreiber können hier Kompetenzen gebündelt werden.  
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Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Im Rahmen des 
Verkehrsgutachtens wurde dargelegt, dass sich der zu erwartende 
LKW-Verkehr bis 2030 grundsätzlich aufgrund von Prognosen ergibt, 
die sich nicht auf den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 18 
beschränken. Somit wird dieser Anstieg nicht durch den Bebauungs-
plan hervorgerufen, sondern ist generell in Bezug auf Lieferketten zu 
erwarten. 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass es in der Vergangenheit häu-
figer zu Störungen hinsichtlich des LKW-Verkehrs kam. Die IAG ist 
sich dieser Problematik bewusst und bestrebt Lösungen hierfür zu fin-
den. Beispielsweise wird in Anlieferverträgen verbindlich geregelt, dass 
die IAG über den Anschlusspunkt Schönberg der Bundesautobahn 20 
sowie anschließend die Bundesstraße B 104 zu erreichen ist. Im Rah-
men des Bebauungsplanes ergeben sich durch die ermittelten Ver-
kehrszahlen keine unzumutbaren Belastungen für die umliegenden 
Ortschaften. 
Da die Gemeinde Selmsdorf über keine Anbindung an das Schienen-
netz der Deutschen Bahn verfügt, sind auch das Gelände der Deponie 
sowie das geplante Gewerbegebiet dadurch nicht zu erschließen. 
 
Die Ausführungen zur Annahme von Abfällen werden zur Kenntnis 
genommen. Die Gemeinde weist darauf hin, dass der Bebauungsplan 
hierzu keine Regelungen treffen kann. Jegliche Anlagen, die im Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes künftig errichtet werden dürfen, 
müssen sich an die weiteren geltenden Gesetze halten. 
 
Die Ausführungen zur Genehmigungslage des Deponiebetriebes wer-
den zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde weist darauf hin, dass 
kein inhaltlicher Zusammenhang zwischen der vorgelegten Bauleitpla-
nung und den Diskussionen über die Genehmigungslage existiert. Der 
Bebauungsplan Nr. 18 eröffnet keine Möglichkeit, in den Deponiebe-
trieb einzugreifen. Dies entspricht auch nicht der gemeindlichen Inten-
tion. 
Die Ausführungen des Einwenders werden daher zur Kenntnis ge-
nommen, berühren jedoch keine inhaltlichen Aspekte der vorgelegten 
Planung. 
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Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass aus Sicht des Einwenders die 
vorliegende Planung abgelehnt wird. Die Gemeinde Selmsdorf hält 
aufgrund der in der Planung sowie der in der Abwägung genannten 
Gründe an der Planung fest. 
 
Die Gemeinde weist zudem darauf hin, dass die 10. Änderung des 
Flächennutzungsplanes seitens des Landkreises Nordwestmecklen-
burg mit Schreiben vom 17.10.2023 genehmigt wurde und mit Veröf-
fentlichung im Amtsblatt am 27.10.2023 wirksam wurde. 
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Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahme wird nachfol-
gend behandelt: 
 
Die Anlage 1 wird seitens der Gemeinde Selmsdorf zur Kenntnis genommen. 
Die Stellungnahme zum Entwurf der 10. Änderung des Flächennutzungspla-
nes der Gemeinde Selmsdorf wurde bereits in die Abwägung eingestellt und 
der Abwägungsbeschluss durch die Gemeinde gefasst. Die Abwägung der 
Gemeinde Selmsdorf zur 10. Änderung des Flächennutzungsplanes wird 
nachrichtlich in diese Abwägung übernommen. Des Weiteren macht die Ge-
meinde darauf aufmerksam, dass das Verfahren zur 10. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes abgeschlossen ist. Die Genehmigung des Landkreises 
liegt mit Schreiben vom 17.10.2023 vor. Gegenstand der Öffentlichkeitsbetei-
ligung nach § 4a Abs. 3 BauGB war ausschließlich der Erneute Entwurf II des 
Bebauungsplanes Nr. 18. Der Hinweis auf die Stellungnahme zur Flächennut-
zungsplanänderung wird daher nur zur Kenntnis genommen, jedoch an dieser 
Stelle nicht behandelt. 
 
Zu I.: Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass der NABU den Bebauungsplan 
aus Gründen des Umweltschutzes ablehnt. Die Gemeinde weist darauf hin, 
dass mit dem Bebauungsplan keine Anlagen für zulässig erklärt werden, die 
nicht grundsätzlich durch andere Genehmigungsverfahren ebenfalls möglich 
wären. Die Gemeinde Selmsdorf reguliert mit dem Bebauungsplan Nr. 18 
Anlagen, die aus Sicht der Gemeinde geeignet sind, Störwirkungen zu erzeu-
gen, wie z.B. Windenergieanlagen. 
Die Ablehnung der Planung verwundert daher. Schließlich dient der Bebau-
ungsplan der Steuerung der möglichen Nutzungen und damit der planungs-
rechtlichen Verhinderung von Nutzungen, die das Wohnen und die Umwelt 
signifikant stören. Es drängt sich der Eindruck auf, die Ablehnung entspringt 
rein ideologischen Gesichtspunkten bzgl. des Deponiebetriebes und ist weni-
ger inhaltlich begründet. Es geht bei dem Bebauungsplan Nr. 18 nicht um den 
Betrieb der Deponie. Dieser entzieht sich der Regelung durch einen B-Plan. 
Es geht um die Stärkung der Kreislaufwirtschaft, um Recycling und um die 
Anwendung regenerativer Energien. Es erscheint verstörend, wenn der NABU 
dagegen Einsprüche erhebt. 
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Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass es sich am Standort der 
Deponie um einen durch Gerüche, Stäube, Feinstäube, Abgase und Lärm 
vorbelasteten Standort handelt. Der Bebauungsplan legt dies auch dar. Zu-
sätzliche Beeinträchtigungen sind durch den Bebauungsplan im Bereich des 
SO 9 zu erwarten, diese wurden im Umweltbericht behandelt und bewertet.  
Die Gemeinde weist darauf hin, dass durch den Bebauungsplan keine Son-
derabfallbehandlungsanlagen planungsrechtlich vorbereitet werden, da dies 
allein durch einen Bebauungsplan nicht möglich ist. Des Weiteren weist die 
Gemeinde Selmsdorf darauf hin, dass im SO 6 zusätzliche Beeinträchtigun-
gen aufgrund des angrenzenden Biotops ausgeschlossen werden, da das SO 
7 bereits vollständig genutzt wird und der B-Plan somit nur die bereits vorhan-
denen Anlagen widerspiegelt und die Gemeinde in die genehmigten Nutzun-
gen des SO 8 auch mit einem Bebauungsplan nicht eingreifen kann. 
Das übergeordnete Ziel des Bebauungsplanes Nr. 18 ist die Schaffung eines 
Gewerbestandortes angrenzend an die Deponie, um Synergien mit dem jetzi-
gen Anlagenbetrieb schaffen zu können.  
 
Von daher weist die Gemeinde den Vorwurf als unbegründet zurück, dass 
diese Belange nicht im Rahmen der Planung ermittelt und gewichtet wurden. 
Die Betrachtung des beabsichtigten Sondergebietes SO 9 setzt eine grund-
sätzliche Betrachtung des Deponiestandortes voraus. Aufgrund dessen kam 
die Gemeinde auch zu der Überzeugung, dass die Ansiedlung von Betrieben, 
die sich auf die Aufbereitung und der Weiterbearbeitung von Wertstoffen spe-
zialisieren, an diesem vorbelasteten Standort sinnvoll ist. 
 
Die Ausführungen zum Genehmigungsstatus werden zur Kenntnis genom-
men. Die Gemeinde erwidert, dass sich die geplanten Synergien insbesonde-
re im Energiesektor befinden und sich nicht auf die Ablagerung von Abfällen 
auf der Deponie begrenzen.  
Zudem gehört zum Betrieb der Deponie eine langfristige Deponienachsorge, 
sodass die Flächen weiterhin einer Nutzung unterliegen und somit Synergien 
auch nach Beendigung der Ablagerungsphase bestehen bleiben.  
Die Entwicklung des „Gewerbegebietes am Kirchenholz“ dient der Errichtung 
und dem Betrieb von Gewerbebetrieben und zwar überwiegend solcher Be-
triebe, die sich mit der Aufbereitung und der Weiterbearbeitung von Wertstof-
fen beschäftigen. In Kooperation mit dem aktuellen Deponiebetreiber können 
hier Kompetenzen gebündelt werden.  
Des Weiteren sollen in den kommenden Jahren große Flächen auf dem De-
poniegelände für eine Nutzung mit Photovoltaik-Anlagen vorbereitet werden. 
Der Bebauungsplan Nr. 18 schafft durch seine Festsetzungen eine Grundlage  
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für den Ausbau erneuerbarer Energien im Bereich der Deponie Ihlenberg. 
Nach der endgültigen Abdeckung des Deponiekörpers kann auf einer Fläche 
von mehr als 40 ha Energie aus Solarenergie gewonnen werden. Diese Ener-
gie dient auch dem geplanten Gewerbegebiet am Kirchenholz. Durch die Er-
zeugung erneuerbarer Energien am Standort, kann künftig sichergestellt wer-
den, dass z.B. Recyclingunternehmen nachhaltig und klimaneutral wirtschaf-
ten können.  
 
Die Gemeinde weist darauf hin, dass nicht „so getan“ wird, als könnte die 
Gemeinde keinen Einfluss nehmen. In der Begründung zum Bebauungsplan 
Nr. 18 wird lediglich darauf hingewiesen, dass die Gemeinde nicht in geneh-
migte Anlagen eingreifen kann. Gewiss gewährleistet § 42 Abs. 3 BauGB 
einen gewissen Ermessensspielraum der Gemeinde, allerdings kann gemäß 
§ 42 Abs. 1 BauGB der Eigentümer der Flächen eine angemessene Entschä-
digung in Geld verlangen. Unter Abwägung aller Aspekte hat sich die Ge-
meinde dazu entschieden, die genehmigten Nutzungen am Standort zu be-
lassen und einen geordneten Weiterbetrieb der Deponie nicht grundsätzlich in 
Frage zu stellen. Jedoch ist allein der Hinweis auf § 42 Abs. 3 BauGB frag-
würdig, beinhaltet doch dessen Anwendung unabsehbare, vor allem finanziel-
le, Folgen für die Gemeinde. 
 
Die Ausführungen zur Genehmigungslage des Deponiebetriebes werden wei-
terhin zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde weist darauf hin, dass kein 
inhaltlicher Zusammenhang zwischen der vorgelegten Bauleitplanung und 
den Diskussionen über die Genehmigungslage existiert. Der Bebauungsplan 
Nr. 18 eröffnet keine Möglichkeit, in den genehmigten Deponiebetrieb einzu-
greifen. Dies entspricht auch nicht der gemeindlichen Intention. 
Die Ausführungen des Einwenders werden daher zur Kenntnis genommen, 
berühren jedoch keine inhaltlichen Aspekte der vorgelegten Planung. 
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Die Ausführungen zum Planfeststellungsverfahren werden zur Kenntnis ge-
nommen. Die Gemeinde kann hier lediglich eine Stellungnahme abgeben und 
sich im Verfahren äußern. Da die überplanten Flächen sich jedoch nicht im 
Eigentum der Gemeinde befinden, hat die Gemeinde Selmsdorf kein Klage-
recht. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde hat die Aussa-
ge überprüft, dass der vorliegende Bebauungsplan durch das vorangehende 
Fachplanungsverfahren „potentiell unmittelbar beeinflusst“ wird, kann aber für 
diese Behauptung keine Belege finden. 
 
Die Ausführungen zum sog. „Krebsgutachten“ werden zur Kenntnis genom-
men. Mittlerweile gibt es hierzu neue Untersuchungen, die für die Gemeinde 
Selmsdorf keine erhöhten Zahlen von Krebserkrankungen erkennen lassen.  
Die Gemeinde weist darauf hin, dass am 13.07.2023 die Ergebnisse über eine 
Pressemitteilung durch das Ministerium für Soziales, Gesundheit und Sport 
veröffentlicht wurden. In der „Fortführung der Epidemiologischen Studie zur 
Abklärung des Auftretens von Tumorerkrankungen bei den Beschäftigten und 
Anwohnern im Nahbereich der Deponie Ihlenberg“ wurde durch das Institut für 
Community Medicine (ICM) der Universitätsmedizin Greifswald nachgewie-
sen, dass sich die Inzidenz von Krebserkrankungen bei den Beschäftigten der 
IAG nicht von der Erkrankungsrate in der Bevölkerung des Landkreises 
Nordwestmecklenburg unterscheidet. Verglichen mit den ersten Analysen der 
Beschäftigten in 2006 und 2008 nimmt die Inzidenz weiter ab. 
Auch bei der Untersuchung in der nahen Umgebung zur Deponie (Umkreis 
0 – 5 km) war die Inzidenz an Krebserkrankungen in der Bevölkerung nicht 
signifikant erhöht. Bei den in der Presse kommunizierten Schwankungen der 
kleinteiligen Erhebungen im nahen Umfeld zur Deponie bleibt der Studienlei-
ter Herr Professor Hoffmann bei der Aussage, dass anhand der Daten kein 
direkter Bezug zur Deponie nachvollziehbar sei und Unterschiede von Krebs-
raten auch bei kleinräumigen Betrachtungen nicht selten sind.  
 
Die Gemeinde weist darauf hin, dass die Ergebnisse der Studie keine Auswir-
kungen auf den Bebauungsplan Nr. 18 haben. Mit der Planung wird die Zu-
kunft des Standortes betrachtet, das Ziel ist demnach, einen zukunftsfähigen 
Standort für Recyclingtechnologien sowie erneuerbare Energien zu schaffen. 
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Die Gemeinde Selmsdorf weist den Vorwurf zurück, dass die Entwicklung bei 
Nichtdurchführung der Planung fehlt. Diese Betrachtung ist grundsätzlich im 
Rahmen des Umweltberichts zu leisten und findet sich im Kapitel 4.2 auf Seite 
92 des Umweltberichts. 
 
Der Hinweis zum Brandschutz wird zur Kenntnis genommen. Grundsätzlich 
hat die Gemeinde den Grundschutz abzudecken. Dieser wird im Rahmen des 
Bebauungsplanes mit 96 m³ pro Stunde für den Zeitraum von zwei Stunden 
beziffert und muss grundsätzlich gewährleistet werden. Darüber hinaus müs-
sen Unternehmen, die sich im SO 9 ansiedeln im Rahmen des Bauantrags-
verfahrens nachweisen, dass sie den notwendigen Brandschutz leisten kön-
nen. Dies wird in die Begründung der Planung aufgenommen, ist aber grund-
sätzlich privat vorzuhalten. Gleiches gilt für den Betrieb der vorhandenen De-
ponie, die über ein Brandschutzkonzept sowie die notwendigen Löschmittel 
verfügt. Ausführungen hierzu werden in die Begründung aufgenommen. 
 
Der Hinweis auf eine Schienenanbindung bei Errichtung eines Gewerbe-
/Industriegebietes wird zur Kenntnis genommen. Da die Gemeinde Selmsdorf 
über keine Anbindung an das Schienennetz der Deutschen Bahn verfügt, sind 
auch das Gelände der Deponie sowie das geplante Gewerbegebiet dadurch 
nicht zu erschließen. Die Gemeinde Selmsdorf erkennt grundsätzlich an, dass 
eine Schienenanbindung ein wichtiger Entscheidungspunkt für die Ansiedlung 
von Gewerbebetrieben sein kann. Grundsätzlich müssen jedoch auch weitere 
Standortfaktoren abgewogen werden. Mit der vorliegenden Planung kann sich 
die Gemeinde Selmsdorf durch die künftige Nachnutzung des Deponiekörpers 
durchaus klimafreundlich aufstellen. Es wird eine nachhaltige Energieversor-
gung vorangetrieben.  
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Zu II. Punkt 1: Die Ausführungen zu den Planungsinhalten und Zielen werden 
zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Die Auflistung der generell unzulässigen Nutzungen wird zur Kenntnis ge-
nommen. Die Gemeinde weist die Vorwürfe zurück, dass die beabsichtigte 
Wirkung mit den unzulässigen Nutzungen nicht erreicht wird. Eine weitere 
Präzisierung ist nicht notwendig und würde selbst emissionsarme Recycling-
verfahren verbieten. 
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Zu II. Punkt 2: Die Gemeinde nimmt die Ausführungen zur Kenntnis. Das 
SO 9 dient der Errichtung und dem Betrieb von Gewerbebetrieben und zwar 
überwiegend solcher Betriebe, die sich mit der Aufbereitung und der Weiter-
bearbeitung von Wertstoffen beschäftigen. Zulässig sind Betriebe, die Verwer-
tung und Recycling im Sinne des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) betrei-
ben.  
Die Gemeinde weist den Vorwurf entschieden zurück, dass die zulässigen 
Nutzungen unbestimmt und diffus seien. Der oben genannte Satz, der fest-
setzt, welche Betriebe zulässig sind, ist klar und deutlich formuliert. Zudem 
werden beispielhaft zulässige Nutzungen genannt. Ebenso werden unzulässi-
ge Nutzungen in der Festsetzung zum SO 9 aufgezählt. 
Die Gemeinde nimmt die Hinweise zu Sonderabfällen zur Kenntnis. Ziel der 
Gemeinde ist es, dass keine Sonderabfälle behandelt werden dürfen. Ein 
genereller Ausschluss von Sonderabfällen, wie es der Einwender fordert, ist 
jedoch technisch gar nicht möglich oder sinnvoll. In jedem Büro fällt z.B. durch 
die Nutzung von Batterien Sondermüll an. Ein grundsätzlicher Ausschluss ist 
daher nicht zielführend und daher auch nicht Ziel der Gemeinde Selmsdorf. 
 
Die genannten Beispiele werden zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde 
weist erneut darauf hin, dass durch den Bebauungsplan keine Sonderabfall-
behandlungsanlagen planungsrechtlich vorbereitet werden, da dies allein 
durch einen Bebauungsplan nicht möglich ist. Im Rahmen von Baugenehmi-
gungsverfahren sind Anlagen im Einzelfall auf Grundlage der geltenden Ge-
setze zu prüfen. 
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Die Gemeinde Selmsdorf möchte und kann nicht das Vorhandensein von 
(Sonder-)Abfällen im SO 9 verhindern. Als Sondermüll gelten z.B. auch Batte-
rien, eine Verhinderung von Sondermüll würde lediglich dazu führen, dass 
jegliche Art von Gewerbebetrieb ausgeschlossen wäre, inklusive Büros. 
 
Zudem weist die Gemeinde darauf hin, dass dies durch einen Bebauungsplan 
in keiner Weise untersucht werden kann, da der Bebauungsplan kein Bau-
recht für genehmigungsbedürftige Anlagen auf Grundlage von anderen Ge-
setzen schafft. Alle genannten Anlagen sind ebenfalls nach anderen Geset-
zen zu bewerten, zu prüfen und ggf. genehmigen zu lassen. Der Bebauungs-
plan Nr. 18 schafft einen planungsrechtlichen Rahmen, mit dem die Gemein-
de Selmsdorf den Standort im Ganzen sichern will, jedoch die im Plan ge-
nannten Einschränkungen vornimmt.  
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Die Gemeinde Selmsdorf weist den Vorwurf, dass die beschriebenen Um-
weltauswirkungen unvollständig und mangelhaft sind, entschieden zurück. Im 
Rahmen des Bebauungsplanes wurden alle Belange berücksichtigt, die für die 
Planung relevant sind. Hierbei können lediglich die Punkte geprüft werden, die 
dem Bebauungsplanverfahren zugänglich sind. Der Bebauungsplan schafft 
kein Baurecht für genehmigungsbedürftige Anlagen auf Grundlage von ande-
ren Gesetzen. Dazu ist ein Bebauungsplan grundsätzlich nicht in der Lage. 
Genehmigungsbedürftige Anlagen sind gesondert zu beantragen. Die Um-
weltauswirkungen einer konkreten Anlage sind dann in einem dem Bebau-
ungsplan nachgelagerten Verfahren zu untersuchen. 
 
Die Gemeinde weist daher ebenfalls den Vorwurf zurück, dass eine Verlage-
rung in die weiteren Genehmigungsverfahren unzulässig sei. Der Bebauungs-
plan kann nur das prüfen, was er unmittelbar ermöglicht. Die Gemeinde hat in 
der Begründung ausführlich dargelegt, dass das übergeordnete Ziel der Pla-
nung die Schaffung des SO 9 als Gewerbestandort ist. Die Auswirkungen 
dessen werden im Umweltbericht abschließend betrachtet und bewertet. 
 
 
Die Gemeinde weist darauf hin, dass sie grundsätzlich nur verpflichtet ist, den 
Grundschutz abzusichern. Der Grundschutz für ein Gewerbegebiet beträgt 
96 m³ Wasser pro Stunde für den Zeitraum von zwei Stunden. Mehr muss die 
Gemeinde selbst nicht leisten können. Richtig ist natürlich, dass für den Be-
reich der Deponie, ebenso für ggf. neue Betriebe im SO 9, weitere Löschmittel 
notwendig werden und vorhanden sein müssen. Hierfür sind allein die Unter-
nehmen zuständig. Die Deponie verfügt zudem über ein Brandschutzkonzept 
sowie eine eigene Betriebsfeuerwehr. Abstimmungen mit der Freiwilligen 
Feuerwehr der Gemeinde Selmsdorf sind zwangsläufig zu führen, daher wird 
die Freiwillige Feuerwehr auch immer in TÖB-Verfahren beteiligt. 
Die Gemeinde wird deshalb Ausführungen zu weiteren Löschmitteln in die 
Begründung aufnehmen und dies klar als Aufgabe der Unternehmen kenn-
zeichnen. 
Die Anlage 2 wird unterdessen zur Kenntnis genommen. Allein der Umstand, 
dass es auf Deponien zu Bränden kommen kann, ist kein Grund jegliche An-
lagen grundsätzlich auszuschließen. 
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Die Gemeinde weist des Weiteren darauf hin, dass die Höhe der zulässigen 
Schornsteinanlagen nicht aufgrund von konkret geplanten Anlagen ausge-
wählt wurde, da es sich um einen Angebotsbebauungsplan handelt. Die Ge-
meinde ist jedoch bestrebt einen Bebauungsplan zu beschließen, der am 
gewählten Standort zukunftsfähige Entwicklungen zulässt. Der Vorwurf, dass 
die Gemeinde ihren Einwohnern und Einwohnerinnen etwas vorenthält wird 
somit erneut deutlich zurückgewiesen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.: Wie bereits beschrieben, ist das übergeordnete Ziel der Planung die 
Schaffung des SO 9 als Gewerbestandort.  
Das vorhandene Gelände der Deponie wird überplant und die vorhandenen 
Nutzungen, soweit rechtlich zugänglich, planungsrechtlich gesichert. Der Be-
bauungsplan selbst kann jedoch kein Baurecht für genehmigungsbedürftige 
Anlagen auf Grundlage von anderen Gesetzen schaffen. Alle Anlagen, die 
künftig auf Grundlage des Bebauungsplanes im Bereich der Deponie geschaf-
fen werden, hätten aus Sicht der Gemeinde auch ohne den Bebauungsplan 
beantragt werden können. Anlagen die über die Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes hinausgehen, sind künftig auch nicht durch andere Genehmi-
gungsverfahren umsetzbar. 
 
Die Gemeinde weist darauf hin, dass alle zusätzlichen Versiegelungen im 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes im Rahmen der Eingriffs-/Ausgleichs-
bilanzierung berücksichtigt wurden. 
 
Die Gemeinde weist erneut darauf hin, dass im Rahmen dieses Angebotsbe-
bauungsplanes alle Belange ausreichend berücksichtigt wurden. Eine Worst-
Case-Betrachtung, wie sie der Einwender fordert, kann auf Grundlage des 
Bebauungsplanes Nr. 18 nicht erfolgen, da der Bebauungsplan kein Baurecht 
für genehmigungsbedürftige Anlagen auf Grundlage von anderen Gesetzen 
schafft. Im Rahmen von Baugenehmigungsverfahren sind Anlagen im Einzel-
fall auf Grundlage der geltenden Gesetze zu prüfen. 
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Zu 4.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde 
weist darauf hin, dass der Einwender hier bewusst ausschließlich auf die ein-
zige aus seiner Sicht negative zulässige Nutzung eingeht. Das SO 3 „Zwi-
schenlagerung von Baustoffen und Ersatzbaustoffen“ dient nämlich haupt-
sächlich der temporären Zwischenlagerung, derzeit von Böden. Der Nut-
zungskatalog für das SO 3 umfasst daher überwiegend Lagerflächen oder 
Lagergebäude. 
Die Gemeinde weist weiterhin darauf hin, dass die vom Einwender genannten 
Siebanlagen bereits im Bestand vorhanden und genehmigt sind. Es handelt 
sich dabei um mobile Anlagen, die im SO 3 Böden bearbeiten. Aus diesem 
Grund ist die Gemeinde der Ansicht, dass keine über die bereits betrachteten 
Umweltbelange hinausgehenden Belange zu berücksichtigen sind. Im Rah-
men des Umweltberichts wurden alle Belange geprüft und bewertet. 
 
Die vom Einwender genannte Neuversiegelung bezieht Flächen ein, die be-
reits heute durch temporäre Ablagerungen genutzt werden. Diese wurden in 
den bisherigen Berechnungen noch nicht berücksichtigt. Da es sich auch bei 
der temporären Ablagerung von Böden um eine Versiegelung im weiteren 
Sinne handelt, wurden die Flächen im Erneuten Entwurf II entsprechend be-
rücksichtigt.  
 
 
 
 
Zu 5.: Die Aufzählung der zulässigen Anlagen im Bereich des SO 4 wird zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Die mögliche Neuversiegelung wurde im Rahmen der Eingriffs-/Ausgleichs-
bilanzierung berücksichtigt. 
 
Zu 6.: Die Auflistung der zulässigen Anlagen im Bereich des SO 6 wird zur 
Kenntnis genommen. 
Die Gemeinde Selmsdorf weist darauf hin, dass gemäß des Umweltberichtes 
die Nutzungen des SO 6 aufgrund von Artenschutzmaßnahmen nahezu auf 
den Bestand eingeschränkt werden. 
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Zu 7.: Im Rahmen des Bebauungsplanes werden im SO 7 die genehmigten 
Bestandsanlagen planungsrechtlich gesichert. Die Festsetzungen orientieren 
sich daher am Bestand. Ein Ausbau der Anlagen wird seitens des Einwenders 
lediglich vermutet, geplant ist dies jedoch nicht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 8.: Die Gemeinde verweist auf die Bebauungsplanunterlagen, die Auskunft 
über die Grenzen des SO 8 geben. Eine Untergliederung der Deponieab-
schnitte ist im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens nicht notwendig.  
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Die Gemeinde nimmt die Abbildung 1 des Einwenders zur Kenntnis, weist 
jedoch darauf hin, dass diese dem Entwurf aus dem Jahr 2018 entspricht. 
Seither wurden Anpassungen der Planung vorgenommen. Der Erneute Ent-
wurf II lag 2023 aus und stellt den aktuellen Stand der Planung dar. Die Ge-
meinde Selmsdorf weist den Einwender freundlich darauf hin, dass im Rah-
men der Abwägung kein veralteter Planungsstand berücksichtigt werden 
kann. 
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Die Gemeinde nimmt die Ausführungen zur Genehmigungssituation der De-
ponie zur Kenntnis. Die Gemeinde weist darauf hin, dass kein inhaltlicher 
Zusammenhang zwischen der vorgelegten Bauleitplanung und den Diskussi-
onen über die Genehmigungslage existiert. 
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Der Bebauungsplan Nr. 18 eröffnet keine Möglichkeit, in den genehmigten 
Deponiebetrieb einzugreifen. Dies entspricht auch nicht der gemeindlichen 
Intention. Die Ausführungen des Einwenders werden daher zur Kenntnis ge-
nommen, berühren jedoch keine inhaltlichen Aspekte der vorgelegten Pla-
nung. 
 
Der Hinweis auf die Anlage 1 wird zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde 
macht darauf aufmerksam, dass das Verfahren zur 10. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes abgeschlossen ist. Die Genehmigung des Landkreises 
liegt mit Schreiben vom 17.10.2023 vor. 
 
 
 
Die Gemeinde nimmt die Ausführungen zur Kenntnis. Nach Prüfung der vor-
gelegten Unterlagen des Erneuten Entwurfes II des Bebauungsplanes Nr. 18 
stellt die Gemeinde fest, dass die aufgeführten Zitate nicht Bestandteil des 
Erneuten Entwurfs II sind. Die Gemeinde weist deshalb erneut darauf hin, 
dass im Rahmen dieser Abwägung keine früheren Planstände betrachtet wer-
den, sondern ausschließlich der Erneute Entwurf II aus dem Jahr 2023. 
 
 

Des Weiteren weist die Gemeinde darauf hin, dass es sich um Flächen 
handelt, für die die Errichtung einer Deponie bereits genehmigt ist. 
Diese Flächen unterliegen bereits zum Teil einer Vorbelastung durch 
Emissionen (Lärm, Abgase, Licht, Bewegung) und der zerschneiden-
den Wirkung der Ringstraße und der Einzäunung. Auf Ebene der ver-
bindlichen Bauleitplanung ergeben sich somit keine weiteren Belange, 
die im Rahmen des Bebauungsplanes zu untersuchen wären. 
 
Die Gemeinde nimmt die Ausführungen zur Kenntnis. Der Seeadlerhorst wur-
de im Rahmen des Artenschutzrechtlichen Fachbeitrags berücksichtigt. Zum 
Schutz werden neue Nutzungen innerhalb des SO 6 künftig ausgeschlossen. 
Weitere Störwirkungen konnten im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag nicht 
festgestellt werden. 
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Die beigefügte Abbildung wird zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde weist 
auf den Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag aus dem Jahr 2023 hin. Der 
Horststandort hat sich seit den ersten Untersuchungen im Jahr 2014 verla-
gert. Der Adlerhorst befindet sich nunmehr im südlich des SO 6 gelegenen 
Wald. Zum Schutz des Horstes wurden neue Nutzungen im SO ausgeschlos-
sen. 
Die Gemeinde weist erneut darauf hin, dass die aktuellsten Unterlagen als 
Grundlage dieser Abwägung zu berücksichtigen sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde weist darauf hin, dass im Teil B der Planunterlagen die Errich-
tung von Silos mit einer maximalen Firsthöhe von 20,0 m zulässig sind. Hier-
mit werden bestehende Silos berücksichtigt, mit der eine staubarme Entla-
dung von Abfällen ermöglich werden. 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass eine Konditionierung und Stabilisie-
rung von Abfällen nicht nur für Sonderabfälle erfolgen kann.  
Die Gemeinde erwidert, dass das Untersuchungsgebiet für den vorliegenden 
Bebauungsplan ausreichend groß gewählt worden ist und die benachbarten 
Gemeinden ordnungsgemäß im TÖB-Verfahren beteiligt wurden. 
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Die Gemeinde nimmt die Ausführungen zur Kenntnis. 
 
Zu III. Punkt 1: Die Gemeinde nimmt die Ausführungen zur Kenntnis. Inner-
halb von Gewerbegebieten ist es weithin üblich, die abweichende Bauweise 
mit Gebäudelängen über 50 Metern festzusetzen, dies ermöglicht den Bau 
von Gewerbehallen. Eine Beschränkung der Länge auf 70 m im SO 9 stellt 
bereits eine Einschränkung dar. Die Gemeinde verweist auf den Bebauungs-
plan Nr. 9 in dem diesbezüglich keine Beschränkungen bestehen, da nur so 
eine Ansiedlung von Gewerbebetrieben nach heutigen Standards möglich und 
sinnvoll ist. Zudem weist die Gemeinde darauf hin, dass im SO 7 eine Länge 
von 90 m zulässig ist, da dies dem aktuellen Bestand entspricht. Eine weitere 
Einschränkung ist deshalb planungsrechtlich nicht sinnvoll. Das SO 7 ist voll-
ständig bebaut. Die getroffenen Festsetzungen beziehen sich auf den Be-
stand, den die Gemeinde so sichern will. Auch in den weiteren Baugebieten 
sind keine unverhältnismäßigen Gebäudegrößen festgesetzt. 
Die geforderte Beschränkung der Gebäudemaße wäre aus Sicht der Gemein-
de daher grob fahrlässig und würde die Entwicklung von Gewerbeflächen 
behindern. Der Bebauungsplan setzt für das SO 9 eine GRZ von 0,8 fest. 
Entsprechend wurde der Eingriff berechnet, unabhängig davon, ob die Ver-
siegelung durch Gebäude oder Außenflächen entsteht. Die Umweltfolgen 
können somit auch in einem Angebots-Bebauungsplan bewertet werden. 
 
Zu III. Punkt 2: Die Gemeinde weist darauf hin, dass im Umweltbericht auf 
Seite 92 unter Punkt 4.2 die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nicht-
durchführung der Planung prognostiziert wurde. Der Vorwurf, dies wäre in der 
Planung nicht berücksichtigt worden, ist somit falsch. 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Ein Zeitungsinterview aus 
dem Jahr 2012 ist jedoch nicht geeignet, die grundsätzliche Entwicklung der 
Deponie hervorzusehen.  
Die Gemeinde Selmsdorf nimmt die Ausführungen zur Kenntnis. Die Gemein-
de erwidert, dass die Aussage bezüglich eines Betriebsendes seitens des 
Einwenders nicht der Wahrheit entspricht und zum Betrieb der Deponie eine 
langfristige Deponienachsorge gehört, sodass die Flächen weiterhin einer 
Nutzung unterliegen und somit Synergien mit dem SO 9 auch nach Beendi-
gung der Ablagerungsphase bestehen bleiben. 
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Ein Weiterbetrieb der eigentlichen Deponie hat mit den zukünftigen Entwick-
lungen, die im Bebauungsplan Nr. 18 vorbereitet werden, nichts zu tun. 
 
Zu III. Punkt 3: Die Bewertung der Fällung der Alleebäume obliegt der unteren 
Naturschutzbehörde des Landkreises Nordwestmecklenburg. Die Gemeinde 
hat in einer Variantenuntersuchung vier verschiedene Varianten der Ver-
kehrsanbindung an die Bundesstraße untersucht und hat sich für die Varian-
ten entschieden, die den geringsten Eingriff in die Allee bedeutet und dennoch 
eine verkehrstechnisch genehmigungsfähige Anbindung gewährleistet. Mit 
Schreiben vom 26.10.2023 hat die untere Naturschutzbehörde die Fällung der 
Alleebäume genehmigt. 
 
Zu III. Punkt 4: Der Antrag des Einwenders wird durch die Gemeinde zurück-
gewiesen. Gemäß Verkehrsgutachten (Logos Ingenieur- und Planungsgesell-
schaft mbH, 2017, Seite 10) ergibt sich die Prognose folgendermaßen: 
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Die Zahlen ergeben sich somit generell aus den prognostizierten wachsenden 
Verkehrszahlen bis 2030 und nicht durch die Anlagen innerhalb des Bebau-
ungsplanes Nr. 18.  
Eine Unvollständigkeit der Unterlagen wird deshalb entschieden zurückgewie-
sen. 
 
Zu III. Punkt 5: Die Ausführungen zum Thema Lärm weist die Gemeinde 
Selmsdorf als inhaltlich wenig aussagekräftig zurück. Die Im Rahmen der 
Schalltechnischen Untersuchung sowie ihren Ergänzungen vorgeschlagenen 
Emissionskontingente sind geeignet gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
zu gewährleisten. Im Zuge des Erneuten Entwurfs II wurden zudem die umlie-
genden Windenergieanlagen in die Betrachtung einbezogen. Die Untersu-
chung kommt zu dem Ergebnis, dass aufgrund der festgesetzten Emissions-
kontingente innerhalb des SO 9 keine Beeinträchtigungen zu erwarten sind. 
An der nächstgelegenen Wohnbebauung sind im Nachtzeitraum 10 dB weni-
ger zu erwarten als an Wohngebäuden zulässig wäre. Gemäß der TA Lärm 
werden die Emissionen des SO 9 somit unerheblich für die weitere Betrach-
tung. Am Tage werden an der nächstgelegenen Wohnbebauung lediglich 
40 dB(A) erreicht, was 15 dB geringer als der zulässige Wert sind. 
Auch unter Berücksichtigung der Windenergieanlagen können alle Werte ein-
gehalten werden. 
Die Gemeinde weist zudem darauf hin, dass seitens der unteren Immissions-
schutzbehörde des Landkreises Nordwestmecklenburg zum Erneuten Ent-
wurf II keine gegenteilige Stellungnahme abgegeben wurde. Die Gemeinde 
Selmsdorf geht deshalb davon aus, dass alle Belange berücksichtigt wurden, 
die im Rahmen des Bebauungsplanes abgeprüft werden können. 
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Zu IV.: Die Gemeinde Selmsdorf nimmt zur Kenntnis, dass aus Sicht des Ein-
wenders die Ermittlung der abwägungsrelevanten Belange mangelhaft ist, da 
hauptsächlich die Auswirkungen durch die Planung des SO 9 ermittelt wur-
den. Die Gemeinde weist diesen Vorwurf entschieden zurück. Der Bebau-
ungsplan Nr. 18 schafft im Bereich des SO 9 Baurecht auf bisher überwie-
gend ungenutzten Flächen. Die weiteren Bereiche sind Bestandteile des akti-
ven Deponiebetriebes und werden im Rahmen der Planung teils nachrichtlich 
übernommen und teils werden Handlungsrahmen für den Deponiebetrieb 
aufgezogen. Die Gemeinde schließt ungewollte Nutzungen am Standort aus, 
kann jedoch nicht in bereits genehmigte Nutzungen eingreifen. 
Auf dieser Grundlage wurden im Umweltbericht überwiegend die geplanten 
Nutzungen des SO 9 beschrieben und bewertet, da im weiteren Geltungsbe-
reich bereits Nutzungen vorhanden sind. Im Rahmen der Eingriffs-/ 
Ausgleichsbilanzierung wurde zudem der gesamte Geltungsbereich berück-
sichtigt, sodass Nutzungen im Sinne von Biotopbeseitigungen oder Flächen-
versiegelungen, die über den Bestand hinaus gehen, aber durch die festge-
setzte GRZ möglich wären, berücksichtigt wurden. Die Gemeinde weist den 
Einwender zudem daraufhin, dass es sich um einen vorbelasteten Standort 
handelt. Alle künftigen Nutzungen sind ausschließlich innerhalb des Geländes 
der IAG zulässig und die Gemeinde ist davon überzeugt, dass die mit dem 
Bebauungsplan zulässigen Nutzungen in den SO 1 bis SO 8 auch ohne den 
Bebauungsplan durch andere Plan- und Genehmigungsverfahren durchführ-
bar wären. 
 
Zu 1.: Der Umweltbericht prüft die Möglichkeiten, die im Rahmen des Bebau-
ungsplanes vorgesehen werden ausreichend. Eine Prüfung von konkreten 
Anlagen ist ausschließlich im Baugenehmigungsverfahren bzw. in ggf. not-
wendigen BImSch-Verfahren möglich. Da es sich um einen Angebotsbebau-
ungsplan handelt, kann eine derartige Untersuchungstiefe nicht durch die 
Gemeinde erfolgen. 
 
Zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Gefährdungsabschätzungen 
für emittierende Abfallbetriebe sind nicht Gegenstand einer Bauleitplanung. 
Grundlagen des Bebauungsplanes sind das Baugesetzbuch, die Landesbau-
ordnung Mecklenburg-Vorpommern sowie alle einschlägigen Bau- und Pla-
nungsgesetze. Die Gemeinde hat sich in einer für sie zumutbaren Intensität 
mit der Planung auseinandergesetzt. Die vom Einwender geforderten Inhalte 
gehören nicht zu der von einer Gemeinde zu fordernden inhaltlichen Ausei-
nandersetzung. Die Beachtung dieser Inhalte ist auf der Ebene der Bauge-
nehmigung im Einzelfall zu gewährleisten 
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Zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Beachtung von Sicher-
heitsabständen ist nicht Aufgabe der Bauleitplanung. Hier sind ggf. Instanzen 
der Baugenehmigung die korrekten Ansprechpartner. 
 
Zu 4.: Wie bereits beschrieben, wird im Bebauungsplan die gemeindliche 
Löschwasserversorgungspflicht betrachtet. Für den Bereich der Deponie liegt 
ein Brandschutzkonzept vor. Für künftige Betriebe im SO 9 wird dies im Rah-
men von Bauanträgen ebenfalls verlangt. Die Gemeinde ist nicht dazu ver-
pflichtet den Brandschutz, der über den Grundschutz hinausgeht, zu gewähr-
leisten. Dies ist Aufgabe der Unternehmen.  
 
Zu 5.: Die Gemeinde verweist auf die Ausführungen zu Punkt IV.  
 
Zu 6.: Die Notwendigkeit eines Raumordnungsverfahrens liegt in der Beurtei-
lungskompetenz der für die Raumordnung und Landesplanung zuständige 
Stelle. Offensichtlich teilt diese Stelle die Auffassung der Gemeinde, dass mit 
dem Bebauungsplan Nr. 18 keine raumbedeutsamen Entwicklungen vorge-
nommen werden. Daher ist nach Auffassung der Gemeinde die Durchführung 
eines Raumordnungsverfahrens nicht geboten. 
 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass die Planung seitens des NABU voll-
umfänglich abgelehnt wird. Die Gemeinde Selmsdorf hält aufgrund der in der 
Planung sowie der Abwägung genannten Gründe an der Planung fest. 
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Die Anlage 1 wird seitens der Gemeinde Selmsdorf zur Kenntnis ge-
nommen. Die Stellungnahme zum Entwurf der 10. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes der Gemeinde Selmsdorf wurde bereits in die 
Abwägung eingestellt und der Abwägungsbeschluss durch die Ge-
meinde gefasst. Mit Schreiben vom 17.10.2023 wurde die 10. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes durch den Landkreis Nordwestmeck-
lenburg genehmigt. Eine erneute Behandlung der Anlage 1 erfolgt da-
her nicht. 
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Die Anlage 2 des Einwenders wird von der Gemeinde Selmsdorf zur 
Kenntnis genommen. 
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